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94. Sitzung 

Bonn, den 24. April 1974 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gedenken wir 
heute des am 2. April an den Folgen eines schweren 
Leidens verstorbenen Präsidenten der Französischen 
Republik, Georges Pompidou. Als Premierminister 
und als Staatspräsident hat Georges Pompidou an 
der Förderung und Festigung des deutsch-französi-
schen Freundschaftswerkes entscheidenden Anteil 
gehabt. 

Aus Anlaß des Todes des französischen Staats-
präsidenten hat die Frau Präsidentin des Deutschen 
Bundestages im Namen des Hohen Hauses dem 
Präsidenten der Französischen Nationalversamm-
lung folgendes Telegramm übermittelt: 

Zu dem schweren Verlust, ,den Ihr Land und 
das französische Volk durch den Tod des Prä-
sidenten ,der Republik erlitten haben, spreche 
ich Ihnen, Herr Präsident, und den Mitgliedern 
der Assemblée Nationale die tiefempfundene 
Anteilnahme des Deutschen Bundestages aus. 

Der Präsident der Französischen Nationalver-
sammlung hat darauf folgende Antwort gegeben: 

Ich habe die Beileidsbezeugung, die Ihr Par-
lament und Sie selbst mir anläßlich .des Todes 
des Staatspräsidenten erwiesen haben, sehr ge-
würdigt. Ihre Botschaft ist den Mitgliedern der 
Nationalversammlung zur Kenntnis gebracht 
worden; sie waren von dieser Geste, der sie 
eine große Bedeutung beimessen, äußerst be-
eindruckt. 

Vor wenigen Stunden hat uns die traurige Nach-
richt erreicht, daß der Präsident der Bundesrepublik 
Osterreich, Herr Dr. Franz Jonas, heute morgen, 
kurz nach Mitternacht, nach schwerer Krankheit 
verstorben ist. Als Bürgermeister der Stadt Wien 
von 1951 bis 1965 und als Abgeordneter des Öster-
reichischen Nationalrates von 1953 bis 1965 hat 
Dr. Jonas entscheidenden Anteil am Aufbau der 
Bundesrepublik Osterreich und der Begründung 
einer freiheitlichen und sozialen Demokratie gehabt. 
Noch vor einem Jahr weilte er zu einem Staats-

besuch in der Bundesrepublik Deutschland, auf dem 
er seine persönliche Anteilnahme an der Pflege 
enger und herzlicher Beziehungen zwischen unseren 
beiden Ländern zum Ausdruck brachte. 

Dem Nationalrat der Bundesrepublik Österreich 
hat die Frau Präsidentin für das Hohe Haus fol-
gendes Beileidstelegramm übermittelt: 

Zu dem Tode des österreichischen Staatsober-
hauptes, Ihres verehrten Bundespräsidenten, 
Herrn Dr. Franz Jonas, spreche ich Ihnen und 
dem Nationalrat der Bundesrepublik Österreich 
die herzliche Anteilnahme des Deutschen Bun-
destages aus. 

Sie haben sich zu Ehren der Verstorbenen er-
hoben. Ich danke Ihnen. 

Für den verstorbenen Abgeordneten Dr. Arndt 
(Berlin) hat die Fraktion der SPD den Abgeordneten 
Dr. Ehrenberg als Stellvertreter im Gemeinsamen 
Ausschuß gemäß Art. 53 a des Grundgesetzes be-
nannt. Das Haus ist mit dem Vorschlag einverstan-
den, da ich keinen Widerspruch höre und sehe. Der 
Herr Abgeordnete Ehrenberg ist damit zum Stell-
vertreter im Gemeinsamen Ausschuß nach Art. 53 a 
des Grundgesetzes gewählt. 

Meine Damen und Herren, ich habe die Freude, 
noch zwei Kollegen Glückwünsche zu Geburtstagen 
auszusprechen, die sie während der Tage vor Ostern 
gefeiert haben. Ich übermittle die Glückwünsche des 
Hauses dem Herrn Abgeordneten Dr. h. c. Kiesinger 
und dem Herrn Abgeordneten Dr. Achenbach zum 
70. bzw. zum 65. Geburtstag. 

(Beifall.) 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen vor, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen werden sollen: 

Betr.: Investitionsprogramm des Bundes 1973 bis 1977 
Bezug: t 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 

des Wachstums der Wirtschaft 
— Drucksache 7/1888 —

zuständig: Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments über die 
gemeinsame Regionalpolitik 

— Drucksache 7/1977 — 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten 
Haushaltsausschuß 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Ich frage, ob sich dagegen Widerspruch erhebt. 
- Das ist nicht der Fall, so ,daß es so erfolgt. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5. April 1974 den nach-
folgenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Arti-
kel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht gestellt: 

Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Finanz-
ausgleich zwischen Bund und Ländern 

Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung und über die Ein-
richtung eines Gewerbezentralregisters 

Gesetz zur Anderung des Margarinegesetzes 

Gesetz über die Verwendung des Vermögens der Deutschen 
Industriebank 

Gesetz zur Vorbereitung der Gebäude-, Wohnungs- und Ar-
beitsstättenzählung 1975 

Gesetz zu dem Abkommen vom 29. Juni 1973 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Republik 
Rumänien über Sozialversicherung 

Gesetz über die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord-
nungen im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des 
Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, 
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, und 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 
1972 und die Durchführung der Verordnung( EWG) Nr. 1408/71 

Gesetz zu dem Zusatzübereinkommen vom 26. Februar 1966 
zum Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Per-
sonen- und -Gepäckverkehr vom 25. Februar 1961 über die 
Haftung der Eisenbahn für Tötung und Verletzung von Rei-
senden sowie zu den Internationalen Übereinkommen vom 
7. Februar 1970 über den Eisenbahnfrachtverkehr und über 
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 

Gesetz zu dem Abkommen vom 14. Mai 1973 zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
einerseits und dem Königreich Norwegen andererseits 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vorn 2. April 
1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sick, Schulte (Schwä-
bisch Gmünd), Dreyer, Dr. Jobst, Tillmann, Frau Tübler, Dr. Waf-
fenschmidt, Straßmeir und Genossen betr. Auswirkungen des 
Fluglotsenkonfliktes auf den Regionalluftverkehr - Drucksache 
7/1793 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/1951 
verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 1. April 1974 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, Hösl, Pfeffermann, 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Schröder 
(Lüneburg), Frau Dr. Walz, Weber (Heidelberg) und der Frak-
tion der CDU/CSU betr. Forschungspolitik und gesellschaftliche 
Bedürfnisse - Drucksache 7/1825 - beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache 71957 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung hat mit Schreiben vom 3. April 1974 die Kleine An-
frage der Abgeordneten Orgaß, Dr. Blüm und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Nacht- und Schichtarbeit - Drucksache 7/1838 
(neu) - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/1958 
verteilt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 8. April 1974 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Probst, Dr. Fuchs, Dr. Waigel, Pfeifer, Frau Benedix, 
Dr. Gölter, Hauser (Krefeld), Dr. Hornhues, Frau Hürland, Hus-
sing, Dr.-Ing. Oldenstädt, Dr. Schäuble und Genossen betr. 
Kosten der akademischen Selbstverwaltung an den Hochschulen 
- Drucksache 7/1859 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache 7/1985 beantwortet. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
8. April 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sick, Schulte 

(Schwäbisch Gmünd), Dreyer, Dr. Jobst, Kiechle, Tillmann, Tüb-
ler, Seiters, Dr. Waffenschmidt, Straßmeir, Werner und Ge-
nossen betr. Mineralölsteuer, Stückgutverkehr und Personalver-
kehr bei der Bundesbahn - Drucksache 7/1792 - beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 7/1986 verteilt. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 9. April 1974 die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Dr. Fuchs, Dr. Horn-
hues, Frau Hürland, Hussing, Dr.-ing. Oldenstädt, Dr. Probst, 
Dr. Schäuble, Dr. Waigel und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Finanzhilfen des Bundes zur Förderung der Orchestermusik und 
der Orchester - Drucksache 7/1820 - beantwortet. Sein Schrei-
ben ist als Drucksache 7/1987 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Forschung und Technologie hat mit Schreiben vom 9. April 1974 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engels-
berger, Dr. Franz, Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Schröder (Lüneburg), Frau Dr. 
Walz, Weber (Heidelberg) und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Stand der Industrieforschung in der Bundesrepublik Deutschland 
- Drucksache 7/1874 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache 7/1988 verteilt. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtehau 
hat mit  Schreiben vom 17. April 1974 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Rollmann, Niegel, Sick, Dr. Burgbacher, Orgaß 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr. kinder-
freundlicher Wohnungsbau - Drucksache 7/1945 - beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 7 2001 verteilt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mil 
Schreiben vom 17. April 1974 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Dr. Fuchs, Dr. Hornhues, 
Frau Hürland, Hussing, Dr.-Ing. Oldenstädt, Dr. Probst, Dr. 
Schäuble, Dr. Waigel und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
zunehmender Mangel an Studienplätzen - Drucksache 7 1820 -
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/2004 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
17. April 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, 
Höcherl, Dr. Althammer, Dr. Häfele, Leicht und der Fraktion 
der CDU/CSU betr. finanzielle Auswirkungen der Steuerreform 
- Drucksache 7/1887 - beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 7/2005 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Forschung und Technologie hat mit Schreiben vom 16. April 1974 
die  Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engels-
berger, Dr. Franz, Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Schröder (Lüneburg), Frau Dr. 
Walz, Weber (Heidelberg) und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Forschungsprogramme der Bundesregierung - Drucksache 7/1939 
- beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7'2007 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vorn 
18. April 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneter Schulte 
(Schwäbisch Gmünd), Dr. Waffenschmidt, Dr. Jobst, Lemmrich, 
Dr. Evers, Dr. Jahn (Münster), Mursch (Soltau-Harburg), Schmitt 
(Lockweiler), Milz und Genossen betr. zusätzliche Finanzhilfen 
an Länder sowie Investitionszuschüsse an die Deutsche Bundes-
bahn zur Förderung von Einzelvorhaben bei Verkehrswegen des 
öffentlichen Personennahverkehrs - Kap. 12 18 Tit. 882 03 -
- Drucksache 7/1897 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache 7/2009 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen hat mit Schreiben vom 17. April 1974 die Kleine An-
frage der Abgeordneten Stücklen, Dr. Riedl (München), Dr. 
Schäuble, Dr. Evers, Spilker und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
steuerliche Regelungen aus Anlaß der Fußballweltmeisterschaft 
1974 - Drucksache 7/1946 - beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 7/2010 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 21. April 1974 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Frau Tübler, Dr. Wörner, Dr. Marx, 
Dr. Wittmann (München), Dr. Kraske, Löher, Frau Benedix, 
de Terra, Biehle, Gierenstein, Windelen und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Wehrgerechtigkeit - Drucksache 
7/1881 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/2020 
verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
19. April 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Picard, Frau 
Dr. Neumeister, Sauter (Eplendorf), Frau Schleicher, Frau Stom-
mel, Frau Dr. Wolf und der Fraktion der CDU/CSU betr. Ver-
braucherorganisationen - Drucksache 7/1947 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 7/2022 verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
19. April 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gewandt, 
Dr. Frerichs, Hauser (Krefeld), Lampersbach, Engelsberger, 
Schmidhuber, Dreyer, Pohlmann, Sick, Milz, Haase (Kassel) und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Arbeit der Kreditgarantiege-
meinschaften - Erneuerung der Rückbürgschaftserklärung -
Drucksache 7/1940 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache 7/2023 verteilt. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat unter 
Bezug auf den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 8. April 
1959 und vom 16. Oktober 1964 seinen Bericht über die Beschäfti-
gung Schwerbeschädigter bei den Bundesdienststellen vorgelegt, 
der als Drucksache 7/1964 verteilt wird. 

Der Präsident der Monopolverwaltung für Branntwein Berlin 
hat am 20. März 1974 gemäß §§ 6 und 9 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol den 

Geschäftsbericht der Monopolverwaltung für Branntwein Ber-
lin für das 25. Geschäftsjahr (1. Oktober 1972 bis 30. Septem-
ber  1973) 

vorgelegt. Der Bericht ist als Drucksache 7/1892 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 29. März 1974 mit-
geteilt, daß der Ausschuß gegen die nachfolgenden, bereits ver-
kündeten Vorlagen keine Bedenken erhoben hat: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Schwel-
lenpreises für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 
- Drucksache 7/1157 - 

Verordung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnun-
gen (EWG) Nr. 237/73 und Nr. 235/73 hinsichtlich der Fest-
setzung der als Ausgleichsbeträge anwendbaren Beträge für 
Eier und Geflügelfleisch 
- Drucksache 7/1158 - 
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Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. ...73 betrettend den in der Landwirtschaft an-
zuwendenden Umrechnungskurs für die italienische Lira 

Drucksache 7'1301 - 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 166/71 zur Festlegung gemeinsamer Vermark-
tungsnormen für Garnelen der Gattung Crangon 

Drucksache 7 1326 - 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dein Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 clie nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Entschließung des Rates betreffend Leitlinien für die gegen-
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise gemalt Artikel 57 des EWG-
Vertrages 
— Drucksache 7 1868 —

überwiesen an den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
(federführend) und den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußtassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Erweiterung der Liste der 
Erzeugnisse, die der Einfuhrlizenzregelung auf dem Rind-
fleischsektor unterliegen 

Drucksache 7/1831 —

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Entschließung des Rates über die Anpassung der Richtlinien 
zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt an den tech-
nischen Fortschritt 
- Drucksache 7/1943 - 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Beschluß des Rates betreffend einen Briefwechsel über die 
Zollregelung für bestimmte Fischereierzeugnisse mit Ur-
sprung in Norwegen 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3609/73 des Rates vom 27. Dezember 1973 über 

die Zollregelung für bestimmte Fischereierzeugnisse mit Ur-
sprung in Norwegen 
- Drucksache 7;1960 —

überwiesen an den Finanzausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates zur Änderung von Artikel 5 Absatz 2 
der Richtlinie vorn 17. Juli 1969 betreffend die indirekten 
Steuern auf die Ansammlung von Kapital 

- Drucksache 7'1962 - 

überwiesen an den Finanzausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 224'73 zur Festlegung der Grundregeln für die 
Bestandteile zum Schutz der Verarbeitungsindustrie auf dem 
Getreide- und Reissektor und zur Festsetzung dieser Bestand-
teile für die neuen Mitgliedstaaten 
- Drucksache 7/1961 - 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates über das Betäuben von Tieren vor dem 
Schlachten 
- Drucksache 7/1993 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte  um  Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für Polypro-
pylen der Tarifstelle 39.02 C IV des Gemeinsamen Zolltarifs 
Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung der Gemeinschaftszollkontingente für Acryl-
Spinnfasern und Garne aus Acryl-Spinnfasern der Tarifstellen 
ex 56.04 A und ex 56.05 A des Gemeinsamen Zolltarifs 
- Drucksache 7/1994 —

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Richtlinie des Rates über die Altölbeseitigung 
- Drucksache 7/1995 - 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft (federführend) und 
den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des Berichts recht-
zeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Zweite Richtlinie des Rates über die anderen Verbrauch-
steuern auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer 
— Drucksache 7'1996 —

überwiesen an den Finanzausschuß mit der Bitte  tun  Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Dritte Richtlinie des Rates über die anderen Verbrauch-
steuern auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer 

- Drucksache 7/1997 - 

überwiesen an den Finanzausschuß mit der Bitte uni Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den Geräuschpegel in Ohrenhöhe 
der Fahrer von land- und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen 
auf Rädern 
— Drucksache 7 1998 -- 

überwiesen an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen 
Beschlußfassung im Rat 

Verordnung des Rates zur Angleichung der Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge der Beamten der Europäischen Gemeinschaf-
ten und der sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften 
(gemäß Vorschlag der Kommission vom 14. Februar 1974, 
dem Rat zugeleitet am 15. Februar 1974) 

Drucksache 7 1999 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte uni Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Entschließung des Rates der Europäischen Gemeinschaften und 
und der Konferenz der im Rat vereinigten Minister für Bil-
dung und Erziehung eher eine Zusammenarbeit im Bereich 
des Bildungswesens 

Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften über die 
Schaffung eines Europäischen Ausschusses im Bereich des Bil-
dungswesens 

- Drucksache 7/2000 - 

überwiesen an den Ausschuß fuir Bildung und Wissenschaft (feder-
führend), Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen 
Beschlußfassung im Rat 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr Punkt 
1 der heutigen Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 7/2008 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, daß wir auch in 
dieser Woche zwei Fragestunden — abweichend von 
den Richtlinien für die Fragestunde mit einer jewei-
ligen Dauer von 90 Minuten — durchführen. Nach 
§ 127 unserer Geschäftsordnung muß diese Abwei-
chung vom Hause beschlossen werden. Ich frage, ob 
sich Widerspruch erhebt. — Das ist nicht der Fall; 
es ist so beschlossen. 

Damit, meine Damen und Herren, können wir in 
die Fragestunde eintreten. Ich rufe zunächst den Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau auf. Zur Beantwor-
tung der eingereichten Fragen steht ,der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Dr. Haack zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schneider auf: 

Inwieweit entspricht nach den Feststellungen der Bundesre-
gierung die von der Neuen Heimat errichtete Wohnbesitzanlage 
der Konstruktion des Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur 
Förderung von Wohnungseigentum und Wohnbesitz im sozialen 
Wohnungsbau — Drucksache 7/577 -, und welche rechtlichen 
Schwierigkeiten und Probleme standen gegebenenfalls der Ent-
wicklung der Wohnbesitzanlage tatsächlich entgegen, die der 
gesetzlichen Regelung entsprechend der Regierungsvorlage — 
Drucksache 7'577 - bedürfen? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Herr Kollege Dr. Schneider, der Bundesregie-
rung stehen keine Unterlagen über die genannte 



6304 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 24. April 1974 

Parl. Staatssekretär Dr. Haack 
Wohnbesitzanlage in Essen zur Verfügung. Sofern es 
sich dabei um öffentlich geförderte Wohnungen han-
deln sollte, werden die Unterlagen, die für die Förde-
rung und Mittelbewilligung erforderlich sind, bei der 
örtlichen Bewilligungsstelle vorliegen. Ich bin be-
müht, über die zuständige oberste Landesbehörde 
nähere Angaben darüber zu erhalten. 

Eine Prüfung, ob die für die Wohnbesitzwohnun-
gen notwendige Vertragsgestaltung der Rechtskon-
struktion entspricht, die dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zugrunde liegt, wird allerdings wegen 
des umfangreichen Vertragswerks für die Ausge-
staltung der gesellschaftsrechtlichen und mietrecht-
lichen Rechtsbeziehungen nicht kurzfristig möglich 
sein. Ich werde daher Ihre Frage mit Ihrem Einver-
ständnis, sobald uns die entsprechenden Unterlagen 
und Informationen vorliegen, schriftlich beantwor-
ten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ich darf dann also erwarten, daß bei der Beantwor-
tung meiner Frage der jetzige Rechtszustand, der 
diese Quasi-Eigentumsbildungsmaßnahme in Essen 
zum Gegenstand hat, mit den angestrebten Rechts-
formen ausreichend verglichen wird und daß man 
auf eine künftige Gesetzgebung abhebt? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte

-

bau: Ja, ich werde in meiner Antwort genau auf 
diese Frage eingehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe dann die Frage 2 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schneider auf: 

Welche Konsequenzen ergeben sich für die Bundesregierung 
hinsichtlich des von ihr geplanten Fehlbelegungsgesetzes aus der 
von der GEWOS (Gesellschaft für Wohnungs- und Siedlungs-
wesen) durchgeführten Repräsentativerhebung, wonach die Fehl-
subvention im sozialen Wohnungsbau nur einen Anteil von 
3,1% erreicht? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Zu dieser Frage hat Herr Bundesminister 
Dr. Vogel bereits mit Schreiben vom 17. April 1974 
in Beantwortung Ihres Schreibens, Herr Kollege 
Dr. Schneider, vom 28. März 1974 Stellung genom-
men und u. a. folgendes ausgeführt: 

Eine nähere Prüfung hat ergeben, daß die 
GEWOS auf eine Hochrechnung der bei der Be-
fragung ermittelten Haushaltsnettoeinkommen 
auf Bruttoeinkommen verzichtet hat. Für die 
Ermittlung von Fehlbelegungsquoten ist diese 
Hochrechnung jedoch unerläßlich, weil die Ein-
kommensgrenzen des Zweiten Wohnungsbau-
gesetzes — mit geringfügigen Abweichungen — 
auf Bruttoeinkommen abstellen. 

Welche Bedeutung die Umrechnung auf Brutto-

einkommen für die Quantifizierung des Ausma

-

ßes der Fehlbelegung hat, wird daraus ersicht

-

lich, daß eine wenige Monate nach der Reprä-
sentativerhebung der GEWOS auf wesentlich 
breiterer Basis durchgeführte ähnliche Erhe-
bung von „Infratest" zu einer am Bruttoeinkom-
men orientierten Fehlbelegungsquote von 20 
v. H., bei Anlegung des Maßstabes „Haushalts-
nettoeinkommen" dagegen nur zu einer Quote 
von 4,7 v. H. kommt. Schon deshalb sollten wir 
uns nicht durch die Ergebnisse dieser Untersu-
chung der GEWOS irritieren lassen. 

Bei der Beurteilung der Wirksamkeit einer an 
Einkommen und Miete orientierten Ausgleichszah-
lung darf ferner nicht unberücksichtigt bleiben, daß 
die sogenannte Fehlbelegungsquote bis zu dem Zeit-
punkt, an dem die Maßnahme tatsächlich zum Tra-
gen kommen wird, infolge zwischenzeitlicher Ein-
kommenssteigerungen noch erheblich gewachsen 
sein wird. Die Bundesregierung sieht deshalb kei-
nen Grund, ihre Vorarbeiten für einen Gesetzent-
wurf zur Lösung des Fehlbelegungsproblems zu 
überprüfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
da Ihr Haus über das tatsächliche Ausmaß der Fehl-
subventionierung erheblich differierende Zahlen 
nennt — in der Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage zum Fehlsubventionierungspro-
blem wird von einer Fehlbelegung von 10 % aus-
gegangen, ein Abteilungsleiter Ihres Hauses hat vor 
wenigen Tagen eine Quote von 20 % bis 25 % ge-
nannt, nach einer Berechnung von „Infratest", auf 
die Sie sich ebenfalls berufen, soll die Fehlbele-
gungsquote bei 20 v. H. liegen —, möchte ich Sie 
fragen, ob es angesichts dieser Schätzungen nicht 
doch möglich ist, zu erfahren, was Sie im einzelnen 
unter der Fehlsubventionierung verstehen, ob und 
inwieweit in das von Ihnen in Vorbereitung befind-
liche Fehlsubventionierungsgesetz auch die öffent-
lich geförderten, eigengenutzten Eigenheime und 
Eigentumswohnungen einbezogen werden sollen 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, jetzt muß ich aber einen Punkt set-
zen! Zusatzfragen müssen, wie Sie wissen, knapp 
und klar gestellt werden. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : — —und wie hoch die 
Fehlbelegungsquote tatsächlich ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das ist eine zweite Zusatzfrage; die erste ist ab-
geschlossen. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Ich bin mir jetzt nicht ganz darüber im klaren, 
was mit dieser auf Grund der Intervention verkürz-
ten Frage tatsächlich gefragt worden ist. 
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Aber ich darf vielleicht so viel antworten, Herr 

Kollege Dr. Schneider, daß es sicher richtig ist, 
daß es keine ganz klaren Zahlen über das Ausmaß 
der Fehlbelegung gibt, daß aber unsere Unterlagen 
uns auf jeden Fall zu dem Ergebnis bringen, daß das 
Ausmaß der Fehlbelegungen nicht so gering ist, 
daß wir das eigentliche Ziel einer Fehlbelegungs-
abgabe, nämlich in diesem Bereich soziale Gerech-
tigkeit zu schaffen, nicht anstreben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie das Problem der Fehlsubventionierung 
auch auf die Eigenheime erstreckt haben, die im 
sozialen Wohnungsbau gefördert worden sind, frage 
ich Sie, ob die Bundesregierung die Konsequenz auf 
sich nehmen will, daß ein Eigentümer eines Eigen-
heimes, das im sozialen Wohnungsbau gefördert 
worden ist, wegen eines negativen Wohngeldes sein 
Eigenheim, für das er einstmals gespart hat, gefähr-
den muß, sobald er die Einkommensgrenze über-
schreitet? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Die Probleme, die bei den Vorarbeiten zum 
Fehlbelegungsgesetz im Blick auf Eigentumsmaß-
nahmen entstehen, werden zur Zeit in Ressortbe-
sprechungen der Bundesregierung intensiv erörtert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Frau Abgeordnete Meermann. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, ich 
möchte auf die erste Frage zurückkommen. Wie be-
urteilen Sie das soziale Ärgernis, das ungeachtet 
des prozentualen Anteils der sogenannten Fehl-
beleger dadurch entsteht, daß es Familien gibt, die 
trotz hohen Einkommens — zumal in den älteren 
Sozialwohnungen — eine geringe Miete bezahlen, 
ohne daß sie zu einem Ausgleich herangezogen 
werden? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Dieses soziale Ärgernis, das Sie hier nennen, 
Frau Kollegin Meermann, ist für uns der Grund, 
an einem solchen Gesetzentwurf einer Fehlbele-
gungsabgabe zu arbeiten. Wir würden — obwohl 
wir dieses soziale Problem sehen — von einem sol-
chen Gesetzentwurf höchstens dann Abstand neh-
men, wenn nachweisbar wäre, daß die Zahl der Fehl-
belegungen so gering ist, daß sich ein Gesetz allein 
aus Gründen der Verwaltungspraktikabilität nicht 
lohnen würde. Da aber auf jeden Fall klar ist, daß 
das Ausmaß nicht so gering ist, streben wir ein 
solches Gesetz aus Gründen der sozialen Gerechtig-
keit an. 

(Abg. Frau Meermann meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine weiteren Zusatzfragen. Frau Kollegin, ich 
schlage Ihnen ungern etwas ab, aber Sie haben zu 
jeder Frage nur eine Zusatzfrage. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit sind 
die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beantwortung 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Zander 
zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 3 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kempfler auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung für den Beruf der Präparato-
ren gem. § 28 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes eine Verord-
nung zu erlassen, wonach für die Berufsausbildung der Präpara-
toren eine Ausnahme zugelassen wird, nachdem durch die Stel-
lungnahme des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung klar 
ist, daß der Präparator als Ausbildungsberuf anerkannt werden 
kann? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Dr. Kempfler, nach einer Ihnen bekannten Stellung-
nahme des Bundesinstituts für Berufsbildungsfor-
schung kann der Präparator als Ausbildungsberuf 
anerkannt werden. Daher kommt der Erlaß einer 
Ausbildungsordnung nach § 25 des Berufsbildungs-
gesetzes, und nicht einer Ausnahmeverordnung nach 
§ 28 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes in Betracht. 
Eine Verordnung nach § 28 Abs. 3 des Berufsbil-
dungsgesetzes, die lediglich von dem Verbot der 
Ausbildung Jugendlicher unter 18 Jahren in nicht 
anerkannten Berufen befreit, ist nach Auffassung 
der Bundesregierung insbesondere dann angebracht, 
wenn über die Möglichkeit der Anerkennung eines 
Ausbildungsberufes erst nach einer Erprobungszeit 
entschieden werden soll. Da es nach Meinung des 
Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung sach-
gerecht ist,  die Berufsausbildung zum Präparator im 
Rahmen der Neuregelung der Laborantenberufe mit 
zu erfassen, ist kein Grund ersichtlich, vorab eine 
Ausbildungsordnung speziell für den Beruf des Prä-
parators zu erlassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie lange wird es noch währen, bis der Gesamt-
bereich der Laborantenberufe gesetzlich geregelt ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Dr. Kempfler, nach Auskunft des Bundesinstituts für 
Berufsbildungsforschung wird mit dem Modellver-
such für die Neuregelung der Laborantenberufe, in 
denen die Berufsausbildung des Präparators mit ein-
bezogen werden soll, noch in diesem Monat be-
gonnen werden. Es dürfte dann etwa drei Jahre 
dauern, bis diese Ausbildungsordnung verabschiedet 
werden kann. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
werden Sie bei der Behandlung dieser Frage berück-
sichtigen, daß die Präparatoren seit 18 Jahren um 

 diese Anerkennung kämpfen und daß vor allen Din-
gen die Nichtanerkennung für die Lehrlinge und für 
die Unternehmen zu großen Schädigungen auch in 
finanzieller Hinsicht führt? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Aus der Tat-
sache, daß jetzt die Vorarbeiten für eine Regelung 
in den nächsten Jahren in Angriff genommen wer-
den, können Sie ersehen, daß nun dieses  Problem 

 endlich einer Lösung zugeführt werden soll. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit ist die 
Frage aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft beantwortet. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Parlamen-
tarische Staatssekretär Matthöfer zur Verfügung. 
Herr Abgeordneter Dr. Todenhöfer hat zwei Fragen 
eingebracht. Ich rufe 'die Frage 4 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Todenhöfer auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die vorn Parlamentarischen 
Staatssekretär Matthöfer Chile vor dem Umsturz gegebene Zu-
sage für einen Kapitalhilfekredit in Höhe von 45 Millionen DM 
nach dem Zustandekommen eines bilateralen Umschuldungsab-
kommens mit Chile zu verwirklichen und der chilenischen Be-
völkerung Entwicklungshilfe in diesem Umfang zur Verfügung 
zu stellen? 

Herr Staatssekretär! 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Abgeordneter Dr. Todenhöfer, ich habe der chileni-
schen Regierung bei meiner Informationsreise im 
April 1973 keine verbindliche Zusage über einen 
Kapitalhilfekredit in Höhe von 45 Millionen DM 
gegeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, trifft es zu, daß während Ihrer Reise von der 
deutschen Botschaft am 27. April 1973 an das chi-
lenische Außenministerium eine Verbalnote gerich-
tet wurde, in der festgehalten wird, daß anläßlich 
des Besuchs des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthöfer der chilenischen Regierung eine weiter-
gehende Hilfe auf dem Gebiet der Investitionen 
usw. angeboten wird und daß die deutsche Botschaft 
in ,dieser Note an das chilenische Außenministerium 
dieses aufgefordert hat, nunmehr ein offizielles Ge-
such mit detaillierten Angaben zu übermitteln? Fin-
den Sie es nicht sehr formalistisch, wenn Sie nun 
sagen, es habe keine Zusagen gegeben, insbeson-
dere nachdem in der Presse seinerzeit auch von 
Ihrer Seite diese Zusage immer verteidigt wurde? 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Abgeordneter, diese Zusage ist nie verteidigt wor-
den. Es ist in der Tat ein Kredit ähnlicher Höhe in 
Aussicht gestellt worden. Diese Absicht ist von der 
Bundesregierung nie verwirklicht worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, hängt die Nichtverwirklichung der Gewährung 
eines Kredites, der mit einer Verbalnote doch im-
merhin eine bestimmte Form erhielt, etwa damit 
zusammen, daß wir in Deutschland der Ansicht sind, 
daß die chilenische Regierung, solange sie die Men-
schenrechte in Chile nicht sicherstellt, keine Ent-
wicklungshilfe bekommen soll, auch wenn es der 
Bevölkerung dort sehr schlecht geht? 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister  für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Abgeordneter, Entwicklungshilfe ist kein Instru-
ment zur Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten fremder Staaten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Todenhöfer auf: 

Treffen Berichte zu, daß der Parlamentarische Staatssekretär 
Matthöfer unmittelbar nach dem Umsturz in Chile versucht hat, 
eine Weizenlieferung an Chile in ein anderes Land umzuleiten, 
und auf wessen Veranlassung wurde dieser Versuch unter-
bunden? 

(Abg. Jäger [Wangen] meldet sich zu einer 
Zusatzfrage.) 

— Der Herr Kollege hat sich nicht rechtzeitig ge-
meldet. Es tut mir leid. 

Bitte! 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Bildung und Wissenschaft: Herr Abge-
ordneter, innerhalb der Bundesregierung sind 
Überlegungen angestellt worden, wie sichergestellt 
werden könnte, daß die Nahrungsmittelhilfe in 
Chile den wirklich bedürftigen Bevölkerungsgrup-
pen zugute kommen würde. Als die Vorbereitungen 
für die Verschiffung bereits weitgehend getroffen 
waren, ist im Zusammenhang mit anderen Über-
legungen vorsorglich auch der Auftrag gegeben 
worden, zu prüfen, ob diese Lieferung ohne große 
Mehrkosten in ein anderes, von akuter Hungersnot 
betroffenes Land geleitet werden könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Bitte, Herr Kollege, Sie haben Ihre Zusatzfragen. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist es richtig, daß Allende kurz vor dem Putsch 
gesagt hat, man stehe vor einer Hungersnot, es stehe 
nur noch für drei oder vier Tage Weizen zur Ver-
fügung? Ist es richtig, daß Ihre Überlegung, daß man 
diesen Weizen, der für die Bevölkerung gedacht 
war, in ein anderes Land — Pakistan umleiten 
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könne, damit zusammenhängt, daß Präsident Allende 
gestürzt worden war? 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Ich 
kenne diese Aussage des verstorbenen Präsiden-
ten Allende nicht. Insofern können meine Überle-
gungen damit auch nicht in einem Zusammenhang 
gestanden haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU) : Hängen die Über-
legungen, die Nahrungsmittel in ein anderes Land 
zu schicken, damit zusammen, daß Staatspräsident 
Allende gestürzt wurde? Sie haben diese Frage 
nicht beantwortet. 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Abgeordneter, die Überlegungen hängen damit zu-
sammen, daß uns in der Zwischenzeit bekannt 
wurde, daß in anderen Ländern — Sie erwähnten 
eines; es gibt mehrere — akute Hungersnöte auf-
getreten waren, die es eigentlich erforderlich ge-
macht hätten, den Weizen umzuleiten, wenn man 
gewissermaßen nach ökonomischen Gesichtspunk-
ten im Hinblick auf den zweckmäßigsten Einsatz 
dieses Getreides hätte vorgehen wollen. Wir waren 
auch terminlich gegenüber den Chilenen nicht ver-
pflichtet. Aber die Überlegungen haben — in 

) einem sehr frühen Stadium übrigens zu einem 
anderen Ergebnis geführt. Dann ist der Weizen ver-
schifft worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) . 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind diese Überlegungen auch noch von irgend-
einer anderen Stelle, von einem anderen Ministe-
rium, das sich in diese Dinge eingeschaltet hat, 
beeinflußt worden und werden solche Erwägun-
gen, wie Sie sie eben dargestellt haben, bei der 
Verschiffung jeder Lieferung angestellt? 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Abgeordneter, eine rationale Willensbildung in der 
Bundesrepublik ist nicht möglich, ohne daß man 
sich, wenigstens gedanklich, auch mit Entschei-
dungsmöglichkeiten befaßt, die nicht verwirklicht 
werden. Solche theoretisch bleibenden Überlegun-
gen müssen nach unserer Meinung vertraulich ge-
prüft werden können. Andernfalls müßte man zur 
Vermeidung von Nachteilen für das Allgemein-
interesse solche Überlegungen untersagen. Das geht 
aber wohl schwerlich, weil das Denken nicht ver-
hindert werden kann. Auch würde die Effizienz der 
Regierungsarbeit wesentlich beeinträchtigt werden. 
Solche Überlegungen finden gewöhnlich unter den  

beteiligten Ressorts statt. Das ist auch in diesem 
Fall so gewesen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Graf Stauffen-
berg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sind diese Notlagen, von denen Sie ge-
sprochen haben, die dann zu der Umdirigierung der 
Transportmittel an andere Stelle führten, vorher 
nicht bekannt gewesen, oder gab es vor dem 
Putsch Gründe — trotz der nach Ansicht der Bun-
desregierung größeren Notlage —, die Lieferungen 
dennoch ausgerechnet nach Chile zu führen? 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Abgeordneter, die Feststellung, die in Ihrer Frage 
liegt, die Transportmittel seien umgeleitet worden, 
ist unzutreffend. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Hat in dieser Angelegen-
heit das Auswärtige Amt interveniert, wann und 
wohin erfolgte die Umleitung 

(Widerspruch bei der SPD) 

und wann erfolgte die Verteilung? 

Matthöfer, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Ich 
verstehe schon, worauf die Kollegen ansprechen. 
Ich würde Ihnen empfehlen, denjenigen, der Ihnen 
einen bestimmten Vorgang verschafft hat, zu bitten, 
Ihnen den gesamten Vorgang, d. h. auch die Stel-
lungnahmen des BMZ dazu, vorzulegen. Dann wer-
den  Sie sehen, daß Sie auf einem falschen Pferd 
reiten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine weiteren Zusatzfragen. Herr Staatssekretär, 
damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
beantwortet. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr auf. Zur Beantwortung der Fragen steht 
Herr Staatssekretär Wittrock zur Verfügung. Ich 
rufe die Frage 13 des Abgeordneten Dr. Dübber auf: 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß bei Verhandlungen 
mit der DDR über die Autobahn Berlin—Hamburg eine Trassie-
rung durch den Kreis Lüchow-Dannenberg und die Lüneburger 
Heide aus strukturpolitischen Gründen erwünscht wäre und daß 
Berlin damit die kürzeste Straßenverbindung zur Bundesrepublik 
Deutschland erhalten könnte? 

Herr Staatssekretär! 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, sicherlich sprechen 
strukturpolitische Gründe für eine solche Trasse, 
wie Sie  sie nennen, auch noch andere Gründe. Es 
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gibt aber auch gute Gründe, die für die bisherigen 
Planungsvorstellungen sprechen. Die unmittelbar be-
teiligten und auch besonders interessierten Bundes-
länder befassen sich mit der Angelegenheit. Sie 
werden die Aufgabe haben — und dabei werden 
wir mitwirken —, ein Konzept zu erarbeiten, das 
dann Grundlage für die notwendigen Gespräche mit 
der DDR sein wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Dübber (SPD) : Herr Staatssekretär, läßt sich 
ungefähr absehen, wann dieses Konzept gefunden 
werden könnte, und kann man dabei berücksichti-
gen, daß ja immerhin schon ziemlich lange Zeit ver-
gangen ist, seitdem sich das Problem stellt, Berlin 
auch nach Norden einen Autobahnanschluß zur Bun-
desrepublik zu geben? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, es gibt ja nach den 
bisherigen Planungen, die unter der Federführung 
des Bundesverkehrsministers erarbeitet worden 
sind, bereits eine klare Vorstellung. Insoweit gibt 
es also keine Verzugssituation und auch keinen An-
laß zu irgendeinem Vorwurf der Untätigkeit. Es muß 
aber darauf hingewiesen werden, daß etwa Mitte 
vergangenen Jahres der Berliner Senat durch einen 
Beschluß des Abgeordnetenhauses den Auftrag be-
kommen hat, ein Fernverkehrskonzept für Berlin 
und auch für die Verkehrsanbindungen von Berlin 
zu erarbeiten. Dies ist eine wesentliche Grundlage, 
das unter Umständen neu zu durchdenken — und 
das wird ja in der Öffentlichkeit schon diskutiert —, 
was in Ihrer Frage, Herr Abgeordneter, zum Aus-
druck kommt. Ich will auch noch erwähnen, daß sich 
im Frühjahr 1974 die Verkehrsminister der Bundes-
länder in einer Konferenz ebenfalls mit dem Fragen-
komplex befaßt haben. Auch von daher ist ein An-
stoß gegeben worden, die Planungsvorstellungen 
neu zu durchdenken. Das ist nun im Gange. Es kann 
also keine Rede davon sein, daß man in der Ver-
gangenheit untätig war .Es kann aber auch nicht 
heute präzisiert gesagt werden, wann ein Ergebnis 
auf den Tisch des Hauses zu legen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben noch eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Kollege. 

Dr. Dübber (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
fragen, ob die von Ihnen erwähnte bisherige klare 
Absicht — so haben Sie sich, glaube ich, ausgedrückt 
— die alte Trasse betraf, die nördlich dieses Zipfels 
nach Berlin führen, also praktisch in der Gegend von 
Bächen die Grenze zur DDR überschreiten sollte? 

Wittrock, Staatssekretär 'im Bundesministerium 
für Verkehr: Es war eine nördliche Trassenführung, 
die übrigens auch beispielsweise mit dem Bundes-
land Schleswig-Holstein abgestimmt war und die 
herüberführen sollte oder soll, je nachdem, wie man  

es sieht, zu der Autobahn, die von Berlin nach Ro-
stock gebaut wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben noch eine Zusatzfrage, bitte! 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
Ihnen der Senat von Berlin einen Termin in Aus-
sicht gestellt, wann er seine Fernverkehrskonzeption 
abgeschlossen haben wird? Dies war ja nach Ihren 
Ausführungen die Voraussetzung, um Überlegungen 
für Verhandlungen mit der DDR anstellen zu kön-
nen. 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Ich weiß, daß intern an der Erstellung 
und Fertigstellung des Konzeptes gearbeitet wird. 
Wir haben keinen Anlaß genommen, unsererseits 
dem Senat von Berlin Termine abzuverlangen oder 
Fristen zu setzen. Aus diesem Grunde hat der Senat 
uns gegenüber auch keine Termine genannt. Ich darf 
aber hier betonen, es besteht allseitige Übereinstim-
mung, daß die Arbeiten so zu fördern sind, daß die-
ses Projekt — es handelt sich um ein Projekt in einer 
Größenordnung von insgesamt etwa 800 Millionen 
DM — schnellstens so ausgereift wird, daß in Ver-
handlungen mit der DDR eingetreten werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Frage 14 des Abgeordneten Lemmrich, Frage 15 des 
Abgeordneten Urbaniak, Frage 16 des Abgeordneten 
Dr. Schmitt-Vockenhausen und Frage 17 des Abge-
ordneten Dr. Slotta werden auf Wunsch der Frage-
steller schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Enders auf: 

Erachtet die Bundesregierung weitere Sicherheitsmaßnahmen 
im Straßenverkehr für notwendig, um die Gefährdung der 
Schulkinder durch andere Fahrzeuge beim Transport mit dem 
Schulbus und während ihres Ein- und Aussteigens zu mindern? 

Herr Staatssekretär! 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, angesichts der ho-
hen Beteiligung von Schulkindern am Unfallgesche-
hen im Straßenverkehr ist die Bundesregierung stän-
dig bemüht, neben den bisher schon bewährten Maß-
nahmen zur Schulwegsicherung weitere Vorkehrun-
gen zum Schutz der Schulkinder auf dem Wege von 
und zur Schule zu treffen. 

Für den Transport mit Schulbussen — ich nenne 
jetzt die konkreten Maßnahmen — sollen nach dem 
Programm der Bundesregierung „Mehr Sicherheit 
auf unseren Straßen" einheitliche auffällige Schilder 
für die Stirn- und Rückseite von Schulbussen vor-
geschrieben werden. Eine entsprechende Änderung 
der Verordnung über den Betrieb von Kraftfahr-
unternehmen im Personenverkehr wird zur Zeit vor-
bereitet. Diese Änderung der Verordnung soll noch 
im Laufe des Jahres wirksam werden. 

Ferner sollen die Führer von Schulbussen ver-
pflichtet werden, das Warnblinklicht einzuschalten, 
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solange Kinder ein- und aussteigen. Damit wird die 
bisherige Empfehlung, die es gegeben hat, in eine 
Verpflichtung umgewandelt. Ergänzend hierzu soll 
in die Straßenverkehrsordnung das ausdrückliche 
Gebot aufgenommen werden, an haltenden Schul-
bussen, an denen das Warnblinklicht eingeschaltet 
ist, vorsichtig vorbeizufahren, wenn Kinder gefähr-
det werden können. 

Für die beiden letztgenannten Maßnahmen ist eine 
Novellierung der Straßenverkehrsordnung in Vorbe-
reitung. Diese muß mit den Ländern abgestimmt wer-
den. Wir rechnen damit, daß wir im Herbst so weit 
sind, daß der Beschluß des Bundesrates herbeigeführt 
werden kann, den wir brauchen, um die Verord-
nungsnovelle in Kraft zu setzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage, Herr Kollege. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
es demnach für notwendig, daß Linienbusse, die als 
Schulbusse eingesetzt werden, starker als bisher 
durch Warnfarben und Blinksignale gekennzeichnet 
werden, und meinen Sie nicht, daß während des Ein- 
und Aussteigens der Schulkinder nach Möglichkeit 
nicht überholt werden sollte? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich bin der Auf-
fassung, daß die vorgesehenen Regelungen für alle 
Busse, die für den Transport von Schulkindern ein-
gesetzt werden, getroffen werden müssen, so daß 
insoweit dem Petitum, daß Ihrer Frage zugrunde 
liegt, entsprochen werden kann. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung auch aus der oft heillosen Über-
füllung der Schulbusse, die, wie ein Artikel der 
Wochenzeitschrift „Die Zeit" vom 23. April beweist, 
Quelle zahlreicher Gefährdungen ist, Konsequen-
zen ziehen? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, die Möglichkeiten 
der Bundesregierung konzentrieren sich darauf, 
durch die Förderung der Infrastruktur und durch 
die Schaffung von Verkehrsvorschriften die Attrak-
tivität der Verkehrsbedienung für alle Bürger, auch 
für die jungen Bürger, für die Schulkinder, soweit 
wie möglich zu steigern. Die Bundesregierung hat 
aber keine Möglichkeit der unmittelbaren Einfluß-
nahme auf das Fahrzeugangebot, z. B. darauf, wie-
viel Fahrzeuge zur Verfügung gestellt werden. Aber 
Ihre Frage steht in einem Zusammenhang mit dem 
sehr ernsten Problem der wirtschaftlichen Situation 
der Busunternehmen, und die Bundesregierung hat 
zwei Gesetzesnovellen eingebracht, die zum Ziel 
haben, durch die Gewährung von Ausgleichsleistun-
gen die wirtschaftliche Lage der Busunternehmen zu 
verbessern. Auf diesem Wege wird mittelbar auch 
das Fahrzeugangebot sicherlich verbessert werden 
können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Immer. 

Immer (SPD) : Um an diese Frage anzuknüpfen, 
Herr Staatssekretär: Ist es denkbar, daß das Bun-
desbeförderungsgesetz dahin gehend geändert wird, 
daß das Alter für die Berechtigung zum Einnehmen 
eines Sitzplatzes weiter herabgesetzt wird und daß 
der Belastung von Schülertransporten Rechnung ge-
tragen wird, die sich daraus ergibt, daß Gepäck mit-
geführt wird, das im allgemeinen einen ganzen 
Platz beansprucht? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich will diese 
Frage gern einmal überprüfen lassen. Ich möchte 
nur generell bemerken, daß es natürlich unmöglich 
ist, mit dem Sitzplatzangebot jeglichem Spitzenver-
kehr zu entsprechen. Es wird also in Spitzenzeiten 
und bei Spitzenbelastung immer den Zustand der 
Überfüllung geben. Das wird unvermeidbar sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, glauben Sie 
nicht, daß die Nichteinbeziehung des Schülerver-
kehrs in das Personenbeförderungsgesetz auch ein 
Hindernis auf dem Wege zu erhöhter Sicherheit 
und größerer Attraktivität des Schülerverkehrs ist? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, Sie wissen, daß 
gerade im Augenblick diese Frage Gegenstand von 
Überprüfungen ist, und zwar durchaus in der Rich-
tung, durch eine Novellierung den bestehenden Er-
fordernissen zu entsprechen. Ich glaube, im Ver-
kehrsausschuß ist das auch schon vorgetragen wor-
den. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage des Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
gehört zu den Erwägungen, die die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang anstellt, auch die, weitere 
Mittel zur Beschrankung von Bahnübergängen, die 
von Schulbussen benutzt werden müssen, bereitzu-
stellen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, es ist eine sehr weitherzige Auslegung 
der Geschäftsordnung, wenn ich hier noch die  Ver-
bindung zu der eingereichten Frage sehe. Aber 
wenn der Herr Staatssekretär die Antwort parat 
hat, — bitte! 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, dies liegt durch-
aus im Sinne der verkehrspolitischen Bemühungen 
des Bundesministers für Verkehr. Aber letzten 
Endes ist es bei allen Fragen, die  Finanzierungs-
mittel erfordern, bedauerlicherweise so, daß Lösun- 
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Staatssekretär Wittrock 
gen nicht so schnell erreichbar sind, wie wir alle es 
uns erhoffen. Aber ich darf in Erinnerung bringen, 
daß die Mittel — auch die Bundesmittel — zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse bei schie-
nengleichen Bahnübergängen gerade in den letzten 
Jahren ganz erheblich verstärkt worden sind, ganz 
im Sinne Ihrer Frage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 
Möhring auf: 

Kann sich die Bundesregierung meiner Überlegung anschlie-
ßen, unter Nutzung einer neu auszuhauenden Streckentangente 
Maschen—Buchholz/Nordheide—Lüneburg—Dannenberg (und nach 
Wiederaufbau der Eisenbahnbrücke Dömitzt/Elbe) sowohl die 
Strecken Ludwigslust (DDR)—Berlin oder Bad Schandau—CSSR 
als auch die Strecke Rostock—Schwerin Saßnitz—Skandinavien 
durch den Güter- und Reiseverkehr aus dem Raum Ruhrgebiet—
Hannover direkt zu bedienen und damit die kaum noch belast-
bare Strecke Lüneburg—Büchen—Ludwigslust zu umgehen? 

Herr Staatssekretär! 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Der Ausbau der eingleisigen Neben-
bahnstrecke Buchholz—Lüneburg—Dannenberg und 

Weiterführung der Strecke über die Elbe bei 
Dömitz sind in den Ausbauplänen der Deutschen 
Bundesbahn nicht enthalten. Die bisherigen Ge-
spräche mit der DDR haben erkennen lassen, daß sie 
der Öffnung weiterer Grenzübergänge mit der Be-
gründung entgegengetreten ist, die bestehenden 
Übergänge seien für die Bewältigung des derzeiti-
gen Verkehrs ausreichend. Unabhängig davon 
möchte ich bemerken, daß nach meinen Informa- 

1 tionen die Strecke Lüneburg Büchen eisenbahn-
betrieblich noch nicht voll ausgelastet ist. Sie kann 
durch bauliche Maßnahmen durchaus noch leistungs-
fähiger gestaltet werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Bitte, Herr Kollege, eine Zusatzfrage! 

Möhring (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
trotzdem diese meine Vorstellungen — falls sich 
die DDR in absehbarer Zukunft zu Verhandlungen 
über die noch offene Frage zusätzlicher Übergänge 
bereit zeigen sollte — als in weitere Verhandlun-
gen realistisch einbringbar an? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, es entspricht der 
Politik der Bundesregierung, alles zu tun, um die 
Verkehrsverbindungen zu verbessern und die Zahl 
der Übergänge zu vermehren. Diesem Auftrag ent-
sprechen auch die Vertreter der Bundesregierung in 
den zuständigen Gremien, in denen derartige Fra-
gen mit den Repräsentanten der Regierung der DDR 
erörtert werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe dann die Frage 20 des Herrn Abgeord-
neten Möhring auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, auf dem Ver-
handlungsweg mit der DDR den geplanten Neubau der Autobahn 
Berlin—Hamburg durch den Wiederaufbau der Straßenbrücke 
Dömitz/Elbe unter Einbeziehung des Landkreises Lüchow/Dan-

nenberg an die geplante BAB-B 4 (neu) im Raum Lüneburg—
Uelzen anzuschließen, um sowohl Hamburg als auch das Gebiet 
der Lüneburger Heide auf kürzestem Wege durch den Berlin-
verkehr zu erreichen? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich beziehe mich 
hier auf das, was ich in der Antwort auf die Frage 
des Herrn Abgeordneten Dübber ausgeführt habe. 
Auch in anderen Antworten in früheren Fragestun-
den ist dies zum Ausdruck gekommen. Die Bundes-
regierung hat in der letzten Zeit mehrfach mitge-
teilt, daß die Überlegungen und Untersuchungen — 
auch im Verhältnis zu den Bundesländern — noch 
nicht in ein konkretes Stadium getreten sind. Ich 
habe ja bereits vorhin von den notwendigen Kon-
takten und Gesprächen zwischen und mit den Bun-
desländern gesprochen. Wegen dieser Verfahrens-
lage können zur Zeit auch noch keine Angaben zu 
speziellen Anschlußprojekten gemacht werden. Herr 
Abgeordneter, das betrifft auch die Frage eines 
möglichen Wiederaufbaus der Straßenbrücke über 
die Elbe bei Dömitz und der sich daran anknüpfen-
den Straßenbauüberlegungen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Möhring (SPD) : Herr Staatssekretär, demnach 
können Sie nicht den Wahrheitsgehalt lokaler 
Pressemitteilungen bestätigen, wonach bereits Plan-
feststellungsverfahren über eine Trassierung Ber-
lin — Hamburg laufen sollen, die den Bereich Lü-
chow Dannenberg nicht berühren? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Ich kenne solche Pressemeldungen 
nicht. Ich kann nur sagen: Wenn die Pressemeldun-
gen so lauten, sind sie nicht zutreffend. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Bitte, Herr Kollege, eine weitere Zusatzfrage! 

Möhring (SPD) : Sind vorsorglich bereits Prüfun-
gen angestellt worden bzw. liegen schon Prüfungs-
ergebnisse technischer Art darüber vor, ob der 
Wiederaufbau der Dömitz-Brücken überhaupt noch 
möglich ist? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich bitte um Ver-
ständnis dafür, daß ich diese Frage hier jetzt nicht 
beantworten kann, denn ich weiß nicht, welche 
Untersuchungen und Überlegungen im Laufe der 
Jahre schon durchgeführt bzw. angestellt worden 
sind. Herr Präsident, vielleicht darf ich diese Zusatz-
frage schriftlich beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Staatssekretär, der Fragesteller ist damit ein-
verstanden. 

Wir kommen dann zu der Frage 21 des Herrn Ab-
geordneten Flämig. — Der Herr Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Die Herren Abgeordneten Wolfram und Lemmrich 
haben um schriftliche Beantwortung der von ihnen 
eingebrachten Fragen 22 bis 24 gebeten. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Herr Staatssekretär Wittrock, damit sind die Fra-
gen aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr beantwortet; ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz auf. Zur Beantwortung der eingereichten 
Fragen steht Herr Bundesminister Jahn zur Ver-
fügung. 

Ich rufe die Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Graf Stauffenberg auf: 

Trifft die Meldung des „Tagesspiegel" vom 30. März 1974 zu, 
daß auch die Bundesregierung dem Bundesverfassungsgericht die 
Herausgabe der in ihren Händen befindlichen Unterlagen zum 
Fall des minderjährigen Flüchtlingsmädchens aus der „DDR" ver-
weigert habe, und daß dieses Verhalten der Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts in einem Schreiben an die Bundesregie-
rung als unzulässig bezeichnet habe, und wie rechtfertigt — be-
jahendenfalls — die Bundesregierung ihre Antwort auf die 
Dringlichen Fragen des Kollegen Dr. Becher vom 27. März 1974, 
sie sei zu keiner Zeit um Übersendung von Akten gebeten wor-
den? 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Herr Kollege 
Graf Stauffenberg, ich muß Sie zunächst mit allem 
Nachdruck bitten, auch nicht indirekt zu unterstellen, 
daß der Parlamentarische Staatssekretär des Bun-
desministers der Justiz Herrn Kollegen Dr. Becher 
auf seine Dringlichkeitsfragen eine in der Sache 
nicht zutreffende Antwort erteilt hat. Sie können 
den Sachverhalt in dieser Antwort nachlesen. 

Meine Antwort auf Ihre heutige Frage lautet also: 
Nein, die von Ihnen zitierte Meldung des „Tages-
spiegels" vom 30. März 1974 trifft nicht zu. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Keine Zusatzfrage. 

Der Herr Abgeordnete Kiechle, der Herr Abge-
ordnete Spranger und auch der Herr Abgeordnete 
Dr. Wittmann (München) haben um schiftliche Be-
antwortung der von ihnen eingereichten Fragen 40, 
41 und 42 gebeten. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit ist der Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz abgeschlossen. Herr Bundesmini-
ster, ich danke Ihnen. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen. Zur Beantwortung 
steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Haehser zur Verfügung. Herr Kollege Haehser, 
ich glaube, Sie sind zum erstenmal in dieser neuen 
Eigenschaft hier. Ich wünsche Ihnen eine gute und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem Haus. 

(Beifall.) 

Ich rufe die Frage 43 des Herrn Abgeordneten 
Hansen auf: 

Trifft es zu, daß die Tochterfirma der bundeseigenen Salz-
gitter AG, die Deutsche Schachtbau- und Tiefbohr GmbH (DST), 
noch nach dem Bekanntwerden des „Arsenschlammskandals" mit 
dem jetzt angeklagten Geschäftsführer der „Entsorgungs GmbH", 
Osnabrück, einen Vertrag zur Gründung der „Deutschen Um-
weltschutz GmbH" abzuschließen beabsichtigte? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Hansen, die erste 

Antwort, die ich in meiner neuen Funktion zu ge-
ben habe, ist kurz. Sie lautet nein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der kann sich 
bessern!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten 
Hansen auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung auf Grund 
der bisher im Strafprozeß bekanntgewordenen Beschuldigungen 
gegen leitende Angestellte der DST, die Praxis dieses Unter-
nehmens zu überprüfen? 

Herr Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich möchte zunächst klarstel-
len, daß die Deutsche Schachtbau- und Tiefbohr- 
GmbH auf dem Gebiet der Abfallbeseitigung selbst 
überhaupt nicht tätig ist. Die Schachtbau verfügt 
aber aus ihrer Bohrtätigkeit über geologische Erfah-
rungen insbesondere im Kavernenbau und der Nut-
zung früherer Ölfelder. Auf Grund dieser Erfahrun-
gen berät sie staatliche und privatwirtschaftliche 
Stellen in Fragen der Ablagerung von Sondermüll. 

Der sogenannte Arsenschlamm-Prozeß betrifft die 
Schachtbau nur in folgender Beziehung. Die 
Schachtbau hatte vor dem Skandal gemeinsam mit 
der Entsorgungs-GmbH untersucht, ob eine still-
gelegte Erzgrube in Peine zur Einbringung von Ab-
fallstoffen geeignet sei. Es stellte sich heraus, daß 
die hierfür erforderliche bergrechtliche Genehmi-
gung erst nach längerer Zeit erteilt werden würde. 
Dem mitangeklagten Angestellten der Schachtbau 
— es handelt sich also nicht um mehrere Ange-
stellte und auch nicht um einen Herrn der Geschäfts-
leitung — wird vorgeworfen, er habe es zugunsten 
der Entsorgungs-GmbH unterlassen, die Firma, die 
der Entsorgungs-GmbH den Auftrag zur Besei-
tigung des Schlamms erteilt hatte, darauf hinzu-
weisen, daß die Grube in Peine nicht für die Abla-
gerung von Arsenschlamm zur Verfügung stehe. 
Zur Berechtigung dieses Vorwurfs kann ich im Hin-
blick auf das noch laufende Verfahren heute keine 
weitere Auskunft geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, in Anbetracht 
der Tatsache, daß Sie wegen des laufenden Ver-
fahrens keine Auskunft in bezug auf die beteiligten 
Herren geben wollen, möchte ich Sie fragen, ob 
Sie die Auffassung des DST-Geschäftsführers Dr. 
Günter Petersen teilen, daß die DST auch als bun-
deseigenes Unternehmen privatwirtschaftlich orien-
tiert sei, und ob Sie der Auffassung beitreten kön-
nen, daß diese Ausrichtung des Unternehmens auf 
beträchtlichen Gewinn, wie es ebenfalls wörtlich 
hieß, als Entschuldigung für das Verhalten der 
DST-Geschäftsleitung gelten kann. 
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Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Hansen, Sie haben 
aus der Antwort, die ich auf Ihre Frage gegeben 
habe, gespürt, wie wenig die von Ihnen zitierte 
Firma mit dem tatsächlichen Vorgang zu tun hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, werden Sie 
nach Abschluß des Verfahrens eine abschließende 
Würdigung des ganzen Vorgangs vornehmen und 
darüber Mitteilung machen? 

Haeher, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich bin sicher, Herr Kollege 
Hansen, daß die Geschäftsleitung der Schachtbau 
sorgfältig prüfen wird, welche Konsequenzen aus 
dem zu erwartenden Urteil zu ziehen sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Dollinger auf: 

Hat der Zentralbankrat um eine Erweiterung des Bundesbank-
direktoriums gebeten, oder welche sachliche Notwendigkeit hält 
die Bundesregierung für gegeben, die Zahl der Mitglieder des 
Direktoriums jetzt zu erhöhen, da nach der Verabschiedung des 
Bundesbankgesetzes doch Einigkeit darüber herrschte, von 
der gesetzlich ermöglichten Erweiterung dann Gebrauch zu ma-
chen, wenn sachliche Gründe dies gebieten? 

Herr Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Dr. Dollinger, das 
Bundesbankgesetz sieht bei der Bestellung von Mit-
gliedern des Direktoriums der Deutschen Bundes-
bank ein Initiativ- oder Vorschlagsrecht des Zentral-
bankrats gegenüber der Bundesregierung nicht vor. 
Demgemäß ist eine solche Initiative des Zentral-
bankrats auch nicht zu erwarten. Allerdings ist der 
Zentralbankrat von der Bundesregierung bei der Be-
stellung neuer Mitglieder anzuhören. 

Im übrigen hat die Bundesregierung bisher noch 
keinen Beschluß über eine Erweiterung des Direk-
toriums durch Bestellung eines weiteren Mitgliedes 
gefaßt. Sie können davon ausgehen, daß ein ent-
sprechender Vorschlag an den Herrn Bundespräsi-
denten sachlich begründet sein wird. 

Lassen Sie mich schließlich darauf hinweisen, daß 
das Direktorium der Bundesbank bis Ende 1969 be-
reits ein Mitglied mehr als zum jetzigen Zeitpunkt 
hatte; es gab auch damals schon sieben Direktoren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Dollinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen dann die Meldungen über eine Berufung 
von Herrn Professor Köhler nicht, oder eilen sie den 
Entscheidungen voraus? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Das letzte ist zutreffend, Herr 
Kolleger Dr. Dollinger. 

Vizepräsident Dr.  Schmitt-Vockenhausen: 
Sie haben noch eine weitere Zusatzfrage, Herr Kol-
lege. 

Dr. Dollinger (CDU/CSU) : Können bei der Er-
nennung vielleicht Überlegungen eine Rolle spielen, 
wie sie Präsident Wagenhöfer in einer Verlautba-
rung — ich beziehe mich auf Auszüge von Presse-
artikeln über die Deutsche Bundesbank — vom 
3. April angeführt hat? Ich darf zitieren: 

Angesichts der allenthalben deutlich zutage tre-
tenden Tendenzen, immer mehr Bereiche des ge-
sellschaftlichen Lebens parteipolitischen und ge-
werkschaftlichen Einflüssen zu unterwerfen, ge-
winnt in zunehmendem Maße die personelle 
Komponente unserer Notenbankverfassung an 
Bedeutung. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Dr. Dollinger, solche 
Erwägungen sind der Bundesregierung bei ihren Ab-
sichten fremd. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe Frage 46 des Herrn Abgeordneten Josten 
auf: 

Aus welchem Grund sollen die 5-DM-Silberstücke eingezogen 
werden, die bisher in der ganzen Welt die Stabilität unseres 
Geldes signalisierten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Josten, die 5-DM- 
Umlaufmünze gewinnt für die Verwendung in Auto-
maten, vor allem auch bei der Bundesbahn und der 
Bundespost, immer mehr an Bedeutung. Das jetzige 
5-DM-Stück ist jedoch für Automaten nur bedingt 
geeignet, weil es von den Münzprüfern nicht sicher 
von geringerwertigen ausländischen Münzen oder 
gar nur nachgemachten Metallscheiben mit gleichen 
Abmessungen unterschieden werden kann. Deshalb 
soll ein neues 5-DM-Stück hergestellt werden, das 
aus einem automatensicheren Werkstoff, nämlich 
einem Dreischichtenwerkstoff — Kupfer/Nickel mit 
einem Reinnickelkern —, besteht. Der gleiche Werk-
stoff wird bereits mit Erfolg bei den 2-DM-Münzen 
mit den Bildnissen des Herrn Adenauer und des 
Herrn Heuss benutzt. Die erstrebte Automaten-
sicherheit wäre technisch nicht zu erreichen, wenn 
man eine Silberlegierung beibehielte. 

Im übrigen, Herr Kollege Josten, wissen Sie, daß 
die Kaufkraft einer Münze selbstverständlich nicht 
von ihrem Silbergehalt abhängt. Der Silbergehalt 
des Münzgeldes ist auch kein Gradmesser für die 
Stabilität einer Währung. Das Münzgeld dient viel-
mehr nur der Aufrechterhaltung des Zahlungsver-
kehrs. Es muß deshalb so beschaffen sein, daß es 
für diesen Zweck in optimaler Weise geeignet ist. 
Allein aus diesem Grund soll, übrigens mit Zu-
stimmung der Bundesbank, das neue Stück einge-
führt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 
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Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß ein großer Teil unserer Mitbürger 
Mißtrauen gegen die Absicht der Bundesregierung 
hat, die 5-DM-Silberstücke einzuziehen, da sie nicht 
glauben, daß nur wegen der Automaten andere 
5-DM-Stücke geprägt werden sollen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Josten, dieses Miß-
trauen ist mir nicht bekannt. Es wäre, wäre es vor-
handen, auch nicht begründet. Denn ich gehe davon 
aus, daß es Ihnen egal ist, ob Sie mit einem 5-Mark- 
Schein, der kein Silber enthält, bezahlen oder mit 
einem 5-Mark-Stück, das bisher Silber enthielt. Ich 
gehe sogar davon aus, daß Ihnen ein Tausendmark-
schein, der kein Silber enthält, mehr wert ist als 
ein 5-Mark-Stück. 

(Heiterkeit. 	Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gilt aber 
nicht in der ganzen Welt, daß die Münzen — nicht 
nur bei den Sammlern — auch nach ihrem Gold- 
bzw. nach ihrem Silberwert auf dem Markt ge-
kauft werden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Josten, bei den 
Sammlern spielen Erwägungen anderer Art eine 
bedeutendere Rolle, nämlich z. B. die Prägezeichen 
der Münzanstalten. Es geht dort weniger um den 
Materialwert eines Geldstücks als vielmehr um 
solche Besonderheiten, wie ich sie nannte. Im übri-
gen sollten Sie wissen, daß die meisten anderen 
Staaten von Silberlegierungen bereits abgegangen 
sind, darunter auch unser Nachbarland Frankreich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, um wieviel höher ist der Münzgewinn 
bei den neuen 5-Mark-Stücken im Vergleich zu den 
alten? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Riedl, Sie sind als 
Mitglied des Haushaltsausschusses, so hoffe ich, 
auch am Münzgewinn interessiert. Der Münzgewinn 
ist unterschiedlich. Er richtet sich nach dem Silber-
preis. Aber die Unterlagen, die mir jetzt zur Ver-
fügung stehen, weisen darauf hin, daß das neue 
Stück zukünftig einschließlich Prägekosten etwa 
40 Pfennig kosten wird, während das bisherige 
Stück zwischen 1,40 und 3,50 DM lag, je nach 
Silberpreis. Ich füge aber hinzu, Herr Riedl, daß 
diese Erwägungen — und das wissen Sie aus un-
seren Erörterungen im Haushaltsausschuß — für 
uns keine Rolle gespielt haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe Frage 47 des Herrn Abgeordneten Josten 
auf: 

Welchen Silberwert haben die in Aussicht genommenen neuen 
5-DM-Stücke gegenüber den im Umlauf befindlichen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Josten, die jetzigen 
5-DM-Umlaufmünzen enthalten 7 Gramm Silber. 
Bei dem gegenwärtigen Silberpreis von etwa 360 
DM pro Kilogramm beträgt der Silberwert pro 
5-DM-Münze zur Zeit etwa 2,50 DM. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine Zusatzfrage. 

Wir kommen zu Frage 48 des Herrn Abgeordneten 
Pohlmann. -- Der Herr Abgeordnete ist offensicht-
lich nicht im Saal; daher wird die Frage schriftlich 
beantwortet, und die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich komme zu Frage 49 des Herrn Abgeordneten 
Rollmann. 

(Abg. Maucher: Er kommt sofort, er ist 
unterwegs!) 

— Ich bedaure sehr, Herr Kollege; ich muß die 
Frage schriftlich beantworten lassen. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Frage 50 des Herrn Abgeordneten Egert wird 
beim Geschäftsbereich des Bundesministers für Ar

-

beit und Sozialordnung beantwortet. 

Ich rufe nunmehr Frage 51 des Herrn Abgeordne-
ten Tillmann auf: 

Trifft es zu, daß die Einnahmen, die Amateursportvereine aus 
der sogenannten „Banden-Werbung" erzielten, zunächst als 
steuerfreie Einnahmen aus Vermögensverwaltung, sodann als 
Einnahmen aus einer sportlichen Veranstaltung und seit 1. .Ja-
nuar 1974 als Einnahmen aus einem steuerschädlichen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb zu behandeln sind? 

Herr Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Tillmann, gestatten 
Sie, daß ich Ihre beiden Fragen zusammen beant-
worte? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Der Fragesteller ist einverstanden. Dann rufe ich 
zusätzlich Frage 52 auf: 

Trifft es zu, daß der bisher von den obersten Finanzbehörden 
des Bundes und der Länder vertretene Standpunkt, die Banden-
Werbung stehe im Zusammenhang mit der eigentlichen sport-
lichen Betätigung des Amateursportvereins, nunmehr aufgegeben 
ist und daß auch ein Zusammenhang zwischen der sogenannten 
„Trikot-Werbung" und der sportlichen Betätigung des Sport-
vereins nicht mehr gesehen wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Im Zusammenhang mit Ihrer 
Frage muß berücksichtigt werden, daß die Banden-
Werbung — Sie wissen, daß das nichts mit Werbung 
für Banden zu tun hat — und die Trikot-Werbung 
in Konkurrenz zu gewerblichen Unternehmen der 
Werbewirtschaft stehen, die steuerpflichtig sind. Das 
wiegt um so schwerer, als die Werbung in vereins- 
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eigenen Sportstätten in letzter Zeit stark zugenom-
men hat. 

Aus diesen Gründen sind die Finanzbehörden der 
Länder mit dem Bund der Auffassung, daß die Ein-
nahmen der Amateursportvereine aus der Banden-
Werbung als Einnahmen aus einem wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb zu betrachten sind, daß sie also die 
mit der Gemeinnützigkeit verbundenen Steuerver-
günstigungen nicht genießen. 

Die Frage der Besteuerung der Werbeeinnahmen 
gemeinnütziger Sportvereine wird zur Zeit bei den 
Ausschußberatungen des Entwurfs einer neuen Ab-
gabenordnung diskutiert. Es wird abzuwarten sein, 
ob sich möglicherweise in diesen Beratungen eine 
andere Auffassung durchsetzt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Tillmann. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, war-
um gehen die Finanzbehörden der Länder und des 
Bundes nicht mehr von der Auffassung aus — wie 
sie bis zum Dezember 1973 noch Gültigkeit hatte —, 
daß die Banden-Werbung in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der sportlichen Betätigung steht und 
deshalb nicht steuerschädlich ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Nun, diese Auffassung wurde im 
Bundesgebiet nicht einheitlich vertreten. Ich kann 
mich in diesem Falle nur auf die Antwort beziehen, 
die ich eben gegeben habe, daß nämlich Länder und 
Bund diese jetzt gültige Auffassung vertreten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß die jetzt 
— seit Dezember 1973 — geltende Neuregelung der 
Bedeutung und dem Stellenwert des Sports in der 
Bundesrepublik angemessen ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Tillmann, ich ant-
worte mit nein. Dies ist meine Auffassung; die kann 
ich hier auch vertreten. Die Bundesregierung wird 
sich bei künftigen Erörterungen so flexibel verhal-
ten, wie es der Sachverhalt nur irgend erlaubt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben noch eine Zusatzfrage. Bitte! 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
bedanke mich für diese positive Auskunft, darf aber 
doch noch fragen: Sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, den Einnahmeausfall, der den Amateur-
sportvereinen jetzt entsteht, auf irgendeine andere 
Art und Weise auszugleichen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Diese Fragen werden im Augen-
blick im Finanzministerium geprüft. 

(Abg. Tillmann: Vielen Dank!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Kollege Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich im Anschluß an Ihre letzten 
Äußerungen die Frage stellen, ob die Bundesregie-
rung bereit ist, d i e Einnahmen aus der Banden-
Werbung, die direkt, unmittelbar und ausschließ-
lich dem Amateursport zur Verfügung gestellt wer-
den, von der allgemeinen Besteuerung auszuneh-
men? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Riedl, ich darf die 
Antwort wiederholen, die ich Ihrem Kollegen schon 
gegeben habe: Die Bundesregierung wird sich in 
dieser Frage so flexibel verhalten, wie es der Sach-
verhalt nur irgendwie erlaubt. 

(Abg. Dr. Riedl (München) : Danke schön!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Finanzen beantwortet. Ich 
danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
und rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Grüner zur Verfügung. 

Frage 53 ist von Herrn Abgeordneten Fiebig ein-
gebracht. Ich sehe den Herrn Abgeordneten nicht 
im Saal; die Frage wird daher schriftlich beantwor-
tet, und die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 54 der Abgeordneten Frau von 
Bothmer auf: 

Was unternimmt die Bundesregierung, um die Rhodesien be-
treffende Entschließung 333 des UN-Sicherheitsrats, die sie im 
Bundesanzeiger Nr. 187 am 4. Oktober 1973 zugleich mit einer 
dringlichen Mahnung des Bundeswirtschaftsministers, diese Be-
stimmungen (vollständiges Wirtschaftsembargo) einzuhalten, ver-
öffentlicht hat, durchzusetzen? 

Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat bereits vor 
ihrem Beitritt zu den Vereinten Nationen auf Grund 
der mandatorischen Resolution 253 die rechtlichen 
und administrativen Maßnahmen zur Verhängung 
eines Wirtschaftsembargos gegen Südrhodesien er-
griffen. Die Resolution 333 enthält Empfehlungen, 
die im wesentlichen durch die vorausgegangenen 
Maßnahmen der Bundesregierung bereits berück-
sichtigt sind. 

Der Bundesfinanzminister hat die in Ihrer Frage 
erwähnte Mahnung des Bundeswirtschaftsministers 
— es handelt sich um den Runderlaß „Außenwirt-
schaft" Nr. 39 aus 1973 — zusätzlich im Bundes-
zollblatt Nr. 50 vom 4. Dezember 1973 veröffentlicht. 
Damit sind sowohl die Wirtschaftskreise als auch 
die Zollstellen erneut auf die geltenden Südrhode-
sien-Bestimmungen hingewiesen worden. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Frau von Bothmer (SPD) : Herr Staatssekretär, 
hat aber nicht die Bundesregierung selbst Material 
genug — das sie zumindest stutzig machen müßte —, 
daß das Embargo ständig durchbrochen wird, ja daß 
es eine übliche Handlung vieler Firmen ist, auf 
Schmuggelwegen mit Rhodesien Handel zu treiben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung geht allen Hin-
weisen nach, die auf eine Umgehung des Embargos 
hindeuten könnten. Ich kann nur darauf hinweisen, 
daß wir alle unsere Möglichkeiten ausschöpfen, um 
diesem Embargo Geltung zu verschaffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage, bitte! 

Frau von Bothmer (SPD) : Wäre nicht vielleicht 
eine Möglichkeit u. a., daß die Bundesregierung die 
bei Einfuhr von Chrom, Erz, Asbest und dergleichen 
Dingen, die aus Südafrika kommen, den Nachweis 
des Herkunftslandes verlangt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich bin nicht in der Lage, eine so 
detaillierte Frage jetzt zu beantworten, Frau Kolle-
gin. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 55 der Frau Abgeordneten von 
Bothmer auf: 

Ist es richtig, daß die Bundesregierung durch das UN-General-
sekretariat auf Verstöße gegen das Embargo hingewiesen wurde, 
und ist sie diesen Hinweisen nachgegangen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich darf hier auf die schriftlichen 
Antworten zu den Fragen der Kollegen Hansen und 
Möllemann vom August vergangenen Jahres hin-
weisen und nochmals feststellen, daß die Bundes-
regierung jedem Verdachtshinweis des UNO-Gene-
ralsekretariats nachgeht und diesem in angemes-
sener Frist über die Ergebnisse der Prüfungen be-
richtet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Frau von Bothmer (SPD) : Ist es dann nicht doch 
etwas merkwürdig, wenn die Bundesregierung in 
Gestalt des Staatssekretärs Rohwedder zwar am 
17. August 1973 feststellt — Drucksache 7/1011 —, 
daß ein ständiger Rückgang des deutsch-rhodesi-
schen Handels zu verzeichnen sei, der fast gänzlich 
zum Erliegen gekommen sei, wenn man andererseits 
aber sieht, daß z. B. das Telegrafenamt in Bulawajo 
gerade in diesem Zeitraum von der Firma Siemens 
aufgebaut worden ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Dieser ständige Rückgang ist eine 

Tatsache. Nach der deutschen Außenwirtschafts-
statistik ist die Einfuhr aus Südrhodesien von 140 
Millionen DM im Jahre 1965 auf 2 Millionen DM im 
Jahre 1973 zurückgegangen. Hier handelt es sich 
um auslaufende Verträge. 

Die  Ausfuhr nach Südrhodesien ist von zirka 
50 Millionen DM 1965 auf zirka 5 Millionen DM 
1973 zurückgegangen. Bei diesem Restbestand han-
delt es sich u. a. um medizinische Güter und Schul-
einrichtungen für Missionsstationen, die als Unter-
stützung der Bevölkerung ausdrücklich von den 
UNO-Sanktionen ausgenommen sind. Die Wirkung 
ist also tatsächlich eingetreten. 

Auf Ihre konkrete Zusatzfrage kann ich mangels 
Unterlagen keine Antwort geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Frau Kollegin, eine weitere Zusatzfrage. 

Frau von Bothmer (SPD) : Ich darf, weil mich 
das einfach nicht zufriedenstellt, noch einmal nach-
fragen. Da ich eine ganze Reihe Beweise habe, daß 
das Embargo ständig durchbrochen wird, und ich 
auch eine Reihe von Firmen kenne, die es durch-
brechen, frage ich: Könnten Sie, Herr Staatssekretär, 
mir zusichern, daß die Bundesregierung, wenn ich 
Ihnen dieses Material gebe — sofern Sie es nicht 
schon selbst haben —, eine gründliche Prüfung vor-
nimmt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Das ist ganz selbstverständlich. Wir 
sind dankbar für solche Hinweise. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
Möglichkeiten, die internationale Zusammenarbeit 
bei der Fahndung nach Sanktionsverstößen zu ver-
bessern, und wird sich die Bundesregierung gege-
benenfalls an solchen Maßnahmen beteiligen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Das ist selbstverständlich. Wir be-
mühen uns um eine solche Zusammenarbeit. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Schinzel. 

Schinzel (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
daß mit der Überwachung der Einhaltung der Sank-
tionsbestimmungen durch deutsche Firmen praktisch 
kein einziger Zollfahndungsbeamter in der Haupt-
sache befaßt ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Diese Frage kann ich Ihnen nicht 
beantworten; ich bin auf sie nicht vorbereitet. 

Ich kann nur noch einmal betonen, daß die Bun-
desregierung mit großem Nachdruck alle ihr mög-
lichen Maßnahmen getroffen hat. Ich glaube, die 
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hier angeführten Zahlen machen deutlich, daß das 
Embargo wirksam ist. Die Frage der Umgehungs-
möglichkeiten wird von uns in jedem Falle geprüft, 
wenn uns entsprechende Unterlagen, wie sie etwa 
Frau Kollegin von Bothmer angeboten hat, zugäng-
lich gemacht werden; aber selbstverständlich auch, 
wenn solche Unterlagen von anderer Seite kommen. 
Das ist ständige Praxis. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die-
ses Embargo überhaupt sinnvoll, und sind — er-
gänzend dazu — die Investitionen, die drüben von 
den Rhodesiern durchgeführt werden, so, daß die 
Anlagen für den Fall, daß die weißen Rhodesier 
einmal die Macht dort verlieren könnten, mitgenom-
men werden können und den Schwarzen nicht zu-
gute kommen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, wir halten uns im 
Rahmen eines solchen Embargos an unsere inter-
national eingegangenen Verpflichtungen. Das ist 
eine Selbstverständlichkeit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, die Frage stand nicht in dem erforder-
lichen unmittelbaren Zusammenhang mit der Haupt-
frage; darauf muß ich ausdrücklich hinweisen. 

Die nächste Frage — Frage 56 — des Herrn Ab-
geordneten Dr. Kunz (Weiden) : 

Welche wirksamen Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um die deutsche Holz- und Forstwirtschaft gegen-
über den Preismanipulationen des Staatshandels der Ostblock-
staaten zu schützen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Im Zuge der liberalen Gestaltung 
der Außenhandelspolitik, einem erklärten Ziel der 
Bundesregierung, konnte auch der holz- und forst-
wirtschaftliche Bereich nicht ausgeschlossen werden. 
Gegenüber den Ländern der westlichen Welt ist da-
her die Einfuhr von Holz und Holzerzeugnissen voll 
liberalisiert. Die Einfuhren aus Staatshandelsländern 
bedürfen hingegen noch der Einzelgenehmigung im 
Rahmen der sogenannten Ausschreibung mit laufen-
der Antragstellung, wobei die Holzwerkstoffe, näm-
lich Sperrholz, Holzspan- und Holzfaserplatten, noch 
kontingentiert sind. Die Lieferungen der Staats-
handelsländer sind lediglich bei Schnittholz und In-
dustrieholz von Bedeutung. Sie erreichen hier, ge-
messen an der Produktion, 12 bzw. 8%. 

Sofern Einfuhren aus Staatshandelsländern zu 
marktstörenden Preisen beobachtet werden, besteht 
gemäß Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 25 aus 1973 
die Möglichkeit, ein förmliches Preisprüfungsverfah-
ren einzuleiten. Bei Bestätigung eines Schutzbedürf-
nisses nach § 10 Abs. 3 des Außenwirtschaftsgesetzes 
können nach diesem Verfahren eine Reihe von Kon-
troll- und Beschränkungsmaßnahmen ergriffen wer-
den, die bis zur Verweigerung der Einfuhrgenehmi-
gung reichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage! 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wie beurteilt die Bundesregierung auf 
längere Sicht und nach den Erfahrungen mit den 
Ostblockländern in den vergangenen Jahren die 
Entwicklung beim Absatz von einheimischem Holz, 
vor allem von Schwachholz, das mit sehr hohen 
Gewinnungskosten belastet ist, das speziell von der 
heimischen Industrie dringend benötigt wird und 
gerade vom Ostblock immer wieder periodisch unter 
starken Preisdruck gesetzt wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, die bisherigen Erfah-
rungen haben deutlich gemacht, daß wir zum einen, 
wie Sie selber erwähnten, auf Einfuhren in großem 
Umfang im Gesamtbereich des Holzes angewiesen 
sind und daß zum anderen die zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten rechtlicher Art ausreichen, um 
die einheimische Industrie gegen Einfuhren zu schüt-
zen, die nicht den Bedingungen entsprechen, die wir 
in unseren Außenhandelsrichtlinien festgelegt ha-
ben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist die Bundesregierung bereit, diesen Be-
nachteiligungen, die zweifellos immer wieder auf-
treten und im Zonenrandgebiet wegen der geringe-
ren Frachtkosten der Ostblockländer besonders spür-
bar werden — sie wirken sich äußerst ungünstig 
aus —, direkt oder auch indirekt vielleicht im künf-
tigen Bundeswaldgesetz entsprechend Rechnung zu 
tragen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Wir haben gerade hierfür das Preis-
prüfungsverfahren, ,das ich erwähnt habe und das 
durchaus funktionsfähig ist. Wir können nicht sehen, 
daß etwa zusätzliche Maßnahmen erforderlich und 
möglich wären. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 57 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Emmerlich auf: 

Wenn es zutrifft, daß der Käufer einer Ware sich der Anstif-
tung zu einem Verstoß gegen das Rabattgesetz schuldig macht, 
wenn er dem angekündigten oder allgemein geforderten Preis 
eines Händlers ein Preisangebot entgegensetzt, das um mehr 
als 3 % hinter dem Unternehmerangebot zurückbleibt, oder vom 
Händler einen 3 % übersteigenden Preisnachlaß fordert, beab-
sichtigt die Bundesregierung dann das Rabattgesetz so zu 
ändern, daß der Verbraucher sich durch Wahrnehmung seines 
legitimen Interesses auf Erzielung eines möglichst günstigen 
Preises nicht der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung aussetzt? 

Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hält eine Er-
gänzung des Rabattgesetzes durch eine Vorschrift, 
die ausdrücklich klarstellt, daß der Verbraucher nicht 
wegen Anstiftung zu einem Rabattverstoß verfolgt 
werden kann, für nicht erforderlich. Aus der Recht- 
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sprechung ist bisher kein Fall einer Verurteilung 
eines Letztverbrauchers wegen Verstoßes gegen das 
Rabattgesetz bekanntgeworden. Vielmehr hat das 
Oberlandesgericht München in einer Entscheidung 
vom August 1964 ausgeführt, es sei schwer zu er-
kennen, wieso es zu den Pflichten des Verbrauchers 
gehören solle, zum Festhalten des Handels an seinen 
Preisen beizutragen, obwohl sein eigenes durchaus 
legitimes Interesse doch dahin gehe, sich mit Waren 
des täglichen Bedarfs zu möglichst niedrigen Preisen 
zu versorgen. 

Die Praxis der Gerichte rechtfertigt die Annahme, 
daß die Rechtsprechung auch in Zukunft den legiti-
men Interessen des Verbrauchers Rechnung tragen 
wird. Nach Auffassung der Bundesregierung kann 
die Frage der Strafbarkeit des Verbrauchers nach 
dem Rabattgesetz daher weiterhin den Gerichten 
überlassen bleiben. Das schließt nicht aus, daß bei 
einer umfassenden Reform des Rabattrechts auch 
diese Frage aufgegriffen wird, falls sich das dann als 
notwendig erweisen sollte. 

Ergänzend möchte ich noch darauf hinweisen, daß 
durch das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
Zuwiderhandlungen gegen das Rabattgesetz zu Ord-
nungswidrigkeiten herabgestuft worden sind. Damit 
aber gilt für die Verfolgung von Rabattverstößen 
ohnehin das Opportunitätsprinzip, das es den Ver-
folgungsbehörden erlaubt, von einer Verfolgung ab-
zusehen, wenn eine Ahndung nicht angemessen er-
scheint. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß Einzelhandelsverbände und auch 
Industrie- und Handelskammern in bezug auf die 
Strafbarkeit des Verbrauchers eine abweichende 
Stellungnahme vertreten und publiziert haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Solche Publikationen, die ich im ein-
zelnen inhaltlich jetzt nicht zur Hand habe, sind be-
kannt. Aber es ist ebenso bekannt, daß keinerlei 
Folgen aus solchen Publikationen entstanden sind 
und daß die hier dargelegte Rechtsauffassung unbe-
stritten und auch in allen Äußerungen der Bundes-
regierung zu diesem Thema in dieser Form behan-
delt worden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, Sie haben noch eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihre Antwort, es seien keinerlei Folgen derarti-
ger Publikationen entstanden, dahin interpretieren, 
daß zwar keine strafrechtlichen Folgen oder Folgen 
ordnungswidrigkeitsrechtlicher Art entstanden sind, 
daß Sie aber über Folgen der Auswirkung auf das 
Käuferverhalten der Verbraucher nicht unterrichtet 
sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, es ist richtig, daß ich 
damit selbstverständlich die Frage, die  Sie ange-
schnitten haben, nämlich die Frage der rechtlichen 
Würdigung, beantwortet habe. Wie es sich tat-
sächlich mit der Wirkung solcher Publikationen ver-
hält, wird niemand im einzelnen nachprüfen können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Die Frage 58 wird auf Wunsch ,des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Franz auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die Frage wird daher schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 60 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die derzeitige Lage der 
Leder- und Schuhindustrie, auch und insbesondere im Verhält-
nis ihrer Konkurrenzsituation zu den Importen aus der Euro-
päischen Gemeinschaft, aus Drittländern außerhalb der EG und 
vor allem aus Ostblockstaaten, und welche Möglichkeiten sind 
gegeben, um die Arbeitsplätze zu sichern? 

Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die deutsche Leder- und Schuhindu-
strie befindet sich in einem schwierigen Struktur

-

anpassungsprozeß, der noch nicht abgeschlossen 
ist. Als Ursache für diese Entwicklung sind u. a. 
die zunehmende Substitution durch synthetische 
Materialien, der allgemeine Nachfragerückgang nach 
Schuhen sowie eine Reihe durch zum Teil man-
gelnde Betriebsgröße, Kapitalausstattung und Fle-
xibilität sich ergebende betriebswirtschaftliche 
Schwachstellen zu nennen. Der wesentlichste Faktor 
ist allerdings in der Tat in den hohen Importen zu 
sehen, die bei Leder und Schuhen jeweils zirka 
55% des Inlandsverbrauchs ausmachen. Die Staats-
handelsländer spielen dabei mit zirka 3 bis 4 % 
der Gesamteinfuhren nur eine untergeordnete Rolle. 
Im übrigen sind die Einfuhren „sensibler" Waren 
aus diesen Ländern kontingentiert. Mit Rücksicht 
auf die schwierige Situation sind die Kontingente 
für das Jahr 1974 nicht erhöht worden; zudem wird 
ein Teil der Ausschreibungen erst im zweiten 
Halbjahr erfolgen. 

Zwei Drittel der Importe stammen aus Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft, vornehmlich aus 
Italien und Frankreich. Innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft gibt es keine administrativen Mittel, 
die Einfuhren aus anderen Mitgliedsländern zu be-
schränken. Ursache dieses hohen Importanteils sind 
u. a. die vergleichsweise niedrigen Lohnkosten, die 
z. B. in Italien und Frankreich noch bis zu 40 % 
unter denen in der Bundesrepublik liegen. 

Zur Erleichterung an den sich vollziehenden Pro-
zeß und zur Vermeidung von Friktionen bietet die 
Bundesregierung u. a. im Rahmen der ERP-Pro-
gramme, der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur", dem mit Kabi-
nettsbeschluß vom 19. Dezember beschlossenen Kre-
ditsonderprogramm sowie dem „Einmaligen Sonder- 
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programm für Gebiete mit speziellen Strukturpro-
blemen" vom 6. Februar 1974 eine Reihe von Hilfen 
an, die letztlich auch der Sicherung der Arbeits-
plätze dienen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, zu welchen Preisen z. B. 
die Waren aus den Staatshandelsländern des Ost-
blocks eingeführt werden, und ist sie notfalls bereit, 
ein Preisprüfungsverfahren einzuleiten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Es ist in erster Linie Sache der 
Wirtschaft, solche Preisprüfungsverfahren zu be-
antragen. Die Bundesregierung hat aber in einer 
Reihe von Fällen auch von sich aus Preisprüfungs-
verfahren eingeleitet, wenn ihr Tatbestände be-
kanntgeworden sind, die dazu Anlaß gaben. Das 
bezieht sich jetzt allerdings nicht auf die Schuh-
industrie. Mir ist im Augenblick nicht bekannt, ob 
etwa von seiten der Bundesregierung hinsichtlich 
der Schuhindustrie Preisprüfungsverfahren einge-
leitet worden sind. 

Es ist jedoch, wie gesagt, in erster Linie Sache 
der betroffenen Industrie, und Sie können mit Si-
cherheit davon ausgehen, daß die Industrie diese 
Möglichkeit — es ist ja ein novelliertes, verbesser-
tes Preisprüfungsverfahren -- auch nutzt, wenn An-
laß besteht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Aus welchen Ländern des 
Ostblocks stammen dann die Einfuhren, die nach 
Ihren Angaben etwa 3 % bis 4 % ausmachen, aber 
nach meiner Ansicht dennoch genügen, um einen 
solchen Preisdruck auszulösen, daß unsere Firmen 
auf dem Markt nicht konkurrieren können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich gebe Ihnen gerne eine Statistik, 
Herr Kollege. Es würde zu weit führen, wenn ich die 
breite Streuung der Einfuhren hier aufführen würde. 
Es ist allerdings ein völlig falsches Bild, das hier mit 
Ihrer Frage erzeugt wird, wenn immer wieder die 
Frage der Einfuhren aus den Staatshandelsländern 
in den Mittelpunkt gestellt und dabei übersehen 
wird, daß der wirklich entscheidende Konkurrenz-
druck von Ländern der Europäischen Gemeinschaft 
ausgeht. Das soll nicht heißen, daß nicht auch ein-
zelne Firmen durch die Importe aus Staatshandels-
ländern hart betroffen sind. Das ist im Einzelfall 
eine Frage der branchenmäßigen Gliederung. Ich 
möchte die Problematik hier nicht verkleinern, 
sondern nur dem Eindruck entgegenwirken, daß 
etwa die Staatshandelsländer hier im Vordergrund 
der Probleme stünden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Wolf-
ram. 

Wolfram (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beur-
teilen Sie das Verhalten von Unternehmern, die 
mit staatlichen Hilfen Produktionskapazitäten ge-
schaffen, später stillgelegt, die entsprechenden Ar-
beitnehmer entlassen haben, jetzt anstelle ihrer 
früheren eigenen Erzeugnisse billigere Waren im-
portieren, diese aber zum alten und zu hohen Preis 
verkaufen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, einen Zusammenhang 
kann ich hier nicht erkennen. Es sind eine Fülle von 
Fragen in Ihrer einen Frage angeschnitten. Grund-
sätzlich ist es für die Unternehmer möglich, im 
Rahmen unserer wirtschaftlichen Ordnung nach 
unternehmerischen Gesichtspunkten zu verfahren, 
soweit sie die Gesetze der Bundesrepublik nicht 
verletzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Meer-
mann. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, ob der Bund einer Schuhfabrik 
Finanzhilfen für die Abwicklung eines größeren 
DDR-Auftrags gegeben hat? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Frau Kollegin, der Zusammenhang ist nicht ganz 
gegeben. 

(Abg. Niegel: Ostblockeinfuhren! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist aber sehr inter

-

essant, Herr Präsident!) 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich bitte einen Augenblick um 
Entschuldigung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Der Herr Staatssekretär muß die Frage gegebenen-
falls schriftlich beantworten. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Frau Kollegin, ich würde Ihnen diese 
Frage schriftlich beantworten wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Durchschlag an 
mich!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich würde vorschlagen, um die Fragestunde nicht 
aufzuhalten, daß diese Zusatzfrage schriftlich be-
antwortet wird, da der Herr Staatssekretär darauf 
nicht vorbereitet war. Ich meine, es ist ja auch nicht 
zu erwarten, daß alle Fragen beantwortet wer-
den können. Frau Kollegin Meermann, sind Sie 
damit einverstanden? 

(Abg. Frau Meermann: Selbstverständlich!) 
Herr Kollege Collet, eine letzte Zusatzfrage. 
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Collet (SPD) : Herr Staatssekretär, inwieweit sind 
die vom Bundeskanzler und vom Bundesfinanz-
minister hier im Plenum angekündigten Unterstüt-
zungen durch Liquiditätshilfen — ich meine nicht 
Erhaltungshilfen — für die Schuh- und Textilindu-
strie beispielsweise durch Förderung von Kapital-
beteiligungsgesellschaften oder auf andere Weise 
verwirklicht worden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich möchte Ihre Frage auf das Kre-
ditsonderprogramm der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau beziehen. Dazu läßt sich sagen, daß die 
deutsche Lederindustrie von diesem Programm 
nicht in dem erwarteten Umfang Gebrauch ge-
macht hat. Es ergaben sich am 31. März 1974 
folgende Ausnutzungsstände: Das Gesamtantrags-
volumen im Rahmen dieses KW-Programms, dieses 
500-Millionen-DM-Sonderprogramms, beziffert sich 
auf 752 Anträge im Werte von 349 Millionen DM, 
davon 390 zugesagte Anträge im Werte von 174 
Millionen DM; aus dem Bereich der Lederwirtschaft 
kamen 37 Anträge im Werte von 15,8 Millionen DM, 
davon sind 18 Anträge im Werte von 9,4 Millionen 
DM bereits zugesagt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, wir wollen den Versuch 
machen, noch eine Reihe von Fragestellern, die im 
Saal sind, die mündliche Beantwortung ihrer Fra-
gen zu ermöglichen. Ich bitte dafür um Verständ-
nis. 

Ich rufe die Frage 61 des Abgeordneten Dr. Dol-
linger auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die konjunkturpolitischen 
Vorstellungen in den Minderheitsvoten von Professor Dr. Köh-
ler als Mitglied des Sachverständigenrats im Licht der tatsäch-
lichen  wirtschaftlichen Entwicklung? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat, wie dies 
in jedem Jahr geschieht, im Jahreswirtschaftsbericht 
vom 6. Februar 1974 zum Jahresgutachten des Sach-
verständigenrats Stellung genommen. Nach überein-
stimmender Meinung des Sachverständigenrates und 
der Bundesregierung, aber auch sonstiger Experten, 
ging es im Herbst darum, die Nachfrage an die be-
stehenden Angebotsmöglichkeiten heranzuführen, 
ohne sie jedoch darunter absinken zu lassen. Da-
durch sollten einerseits die Spielräume für Preis-
erhöhungen möglichst eng gehalten werden, zum 
anderen galt es, eine konjunkturelle Gefährdung 
der Arbeitsplätze zu verhindern. Um ein solches zu 
tiefes Absinken der Nachfrage zu vermeiden, hielt 
es Professor Köhler für angebracht, in der Konjunk-
turpolitik weniger restriktiv vorzugehen. Als im De-
zember — nicht zuletzt vor dem Hintergrund der 
damaligen Mineralölkrise — ein zu starker Nach-
fragerückgang in einigen Bereichen tatsächlich be-
fürchtet werden mußte, hat die Bundesregierung am 
19. Dezember durch die gezielten Lockerungen der 
restriktiven Maßnahmen den konjunkturpolitischen 
Kurs der neuen Situation angepaßt. Einer weiteren 
konjunkturpolitischen Nachfragebelebung bedurfte  

es nicht, da sich die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage als tragfähig erwies und Anzeichen einer kon-
junkturellen Kräftigung nach der Jahreswende deut-
licher wurden. Insbesondere hat die ausländische 
Nachfrage entgegen den Befürchtungen Professor 
Köhlers nichts von ihrem Schwung verloren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, bitte, Herr Kollege! 

Dr. Dollinger (CDU/CSU) : Teilt die Bundes-
regierung die von Professor Köhler mehrfach ge-
äußerte Meinung, daß der Versuch, die Bundes-
republik - ich zitiere jetzt — „durch Aufwertung 
vom Inflationstrend des Auslandes zu lösen", gleich-
bedeutend einem Inflationsexport der Bundesrepu-
blik sei und deshalb abzulehnen ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat im Jahres-
wirtschaftsbericht zu diesem Fragenkomplex ein-
gehend Stellung genommen. Ich möchte noch ein-
mal unterstreichen, daß jede einseitige Überbeto-
nung des einen oder anderen Gesichtspunktes der 
tatsächlichen Lage nicht Rechnung trägt. Die  Bun-
desregierung hat sehr deutlich gemacht, daß sie mit 
ihrer Politik der Stärkung der Kaufkraft der D-Mark 
eine Politik verfolgt, die dem Umstand Rechnung 
trägt, daß wir auf der einen Seite eine hohe Außen-
handelsüberschußposition haben, die natürlich ge-
wisse Probleme aufwirft, die aber auf der anderen 
Seite auch dafür sorgt, daß das Güterangebot von 
der Importseite her zu relativ günstigen Bedingun-
gen bei uns im Lande zur Verfügung steht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Sie haben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Dollinger (CDU/CSU) : Würden Sie mir zu-
stimmen, daß sich gemäß dem alten Sprichwort 
„Irren ist menschlich", Herr Professor Köhler hier 
besonders stark geirrt hat? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, ich möchte mich hier 
nicht gerne mit einer Einzeläußerung auseinander-
setzen, die nur in einem Gesamtzusammenhang dis-
kutiert werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 62 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Freiherr Spies von Büllesheim ,auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, ein fünfjähriges Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben zur Auffindung von _Öl und Gas in der 
Antarktis in Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Staat zu 
unterstützen, um frühzeitig neue Energiequellen unter deutscher 
Kontrolle zu erschließen? 

Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat bereits in 
der Vergangenheit eine Reihe von Explorationsvor

- haben in aller Welt im Rahmen des Starthilfepro-
gramms unterstützt. Sie wird auch in Zukunft loh-
nende Explorationsprojekte fördern. 



6320 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 24. April 1974 

Parl. Staatssekretär Grüner 
Von einem konkreten Projekt, das eine Beteili-

gung deutscher Gesellschaften an der Exploration 
der Antarktis ermöglichen würde, ist der Bundes-
regierung nichtsbekannt. Mit Rücksicht auf die 
Größenordnung eines solchen Vorhabens, die 
schwierigen klimatischen und logistischen Bedingun-
gen sowie die politischen Implikationen einer Tätig-
keit in diesem Gebiet kommt nur der  Rahmen eines 
internationalen Gemeinschaftsprojektes in Betracht. 
Sollte sich eine solche Möglichkeit bieten, so würde 
das Vorhaben, wie jedes andere Projekt in diesem 
Bereich auch, sorgfältig im Rahmen der bestehenden 
Möglichkeiten überprüft werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich ,aus Ihrer Ant-
wort entnehmen, daß ein solches Vorhaben auch in 
der Vergangenheit nicht abgelehnt worden ist, je-
denfalls nicht in  den letzten Jahren? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Davon können Sie ausgehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 63 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jens auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, mit denen ihr zur Verfügung 
stehenden Mitteln sich dafür einzusetzen, daß die Werbung im 
Fernsehen für sogenannte „Barkredite" von privaten Geldinstitu-
ten aus konjunktur- oder ordnungspolitischen Gründen unter-
bunden oder zumindest sachgerechter gestaltet wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Grüner, ParL Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Werbung ist Teil des Wettbe-
werbs und soll informieren. Sie liefert jedoch nicht 
nur objektive Informationen. Die Bundesregierung 
unterstützt daher alle Bestrebungen, den Informa-
tionsgehalt der Werbung generell zu heben — z. B. 
durch die Selbstkontrolle der Werbewirtschaft durch 
den Deutschen Werberat — und Gegengewichte zu 
schaffen, wie sie durch die Qualitätsvergleiche der 
Stiftung Warentest und durch die Verstärkung der 
Verbraucherinformation gewährleistet sind. 

Ihre Frage bezieht sich ausschließlich auf die 
Werbung privater Kreditvermittler im Fernsehen. 
Hierzu muß ich sagen, ,daß nach Lage der  Dinge und 
des wegen sehr geringen Umfangs dieser Weitung 
die Bundesregierung gegenwärtig keinen akuten 
Anlaß für spezifische Maßnahmen in dieser Richtung 
sieht. Nach den meinem Hause vorliegenden Infor-
mationen wirbt im Bereich des Westdeutschen Fern-
sehens z. B. lediglich ein Kreditvermittler hin und 
wieder für Barkredite. Die Bundesregierung hält es 
im übrigen für selbstverständlich, daß die öffent-
lichen Rundfunkanstalten auf Grund ihrer Satzungen 
auf die Sachlichkeit der Werbung im Fernsehen 
achten. 

Sie beobachtet jedoch die Entwicklung der Wer-
bung privater Kreditvermittler, insbesondere in 

Zeitschriften und Zeitungen, sehr sorgfältig und be-
grüßt es, wenn, wie heute in einer überregionalen 
Anzeigenaktion geschehen, auch vom Bankgewerbe 
vor unseriösen Geschäftspraktiken privater Kredit-
anbieter gewarnt und die Bevölkerung darüber in-
formiert wird, Im übrigen haben die Banken und 
Sparkassen auf Grund eines Schreibens der Deut-
schen Bundesbank an die Spitzenverbände vom 
30. November 1973 bisher fast ganz auf die Werbung 
für Barkredite verzichtet. 

Meine weitere Antwort stelle ich auf die Wer-
bung der Kreditvermittler und  privaten Geldver-
leiher insgesamt ab. Für eine ordnungsgemäße Ge-
schäftsführung gibt es bereits folgende Regelungen. 

Erstens. Versagung der Erlaubnis zur Ausübung 
des Gewerbes eines Kreditvermittlers nach § 34 c 
der Gewerbeordnung bei Unzuverlässigkeit oder un-
geordneten Vermögensverhältnissen. 

Zweitens. Kreditvermittler unterliegen voll den 
Bestimmungen der Verordnung über Preisauszeich-
nung und den Vorschriften des Gesetzes gegen un-
lauteren Wettbewerb sowie den Maklerverordnun-
gen der Länder. Hier wird es darauf ankommen, die 
Anwendung dieser Bestimmungen künftig konse-
quent zu überwachen. 

Die Bundesregierung bereitet darüber hinaus 
weiterreichende Regelungen vor, die eine sachge-
rechte Geschäftsführung und Werbung der Kredit-
anbieter unumgänglich machen. 

Erstens. Der Bundesminister für Wirtschaft ist 
durch § 34 Abs. 3 der Gewerbeordnung ermächtigt, 
Vorschriften über die Pflichten der Gewerbetreiben-
den, u. a. Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten, 
zu erlassen. Dies soll jetzt durch eine Verordnung 
zur Durchführung des § 34 c der Gewerbeordnung 
geschehen. Danach sind z. B. Aufzeichnungsverpflich-
tungen vorgesehen über Höhe, Laufzeit, Zins- und 
Tilgungsleistungen unter Bezeichnung des Zahlungs-
zeitraums, Auszahlungskurs und Nebenkosten sowie 
den effektiven Jahreszins. Der prüfenden Stelle soll 
dadurch eine Entscheidung ermöglicht werden, ob 
der Gewerbetreibende die Erlaubnis noch zu Recht 
besitzt. 

Zweitens ist beabsichtigt, die Ermächtigung nach 
§ 34 c Abs. 3 der Gewerbeordnung insofern zu er-
weitern, als u. a. den Kunden von Kreditver-
mittlern weitgehende Informationen zugänglich 
gemacht werden sollen. Danach ist vorgesehen, 
den Kreditvermittler zu verpflichten, seinen Kunden 
Kopien der soeben genannten Aufzeichnungen aus-
zuhändigen, also die Vereinbarungen über Höhe, 
Zinsen, Tilgungsleistungen, Nebenkosten usw. der 
Kredite seinem Kunden schriftlich zu übergeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, wann diese angekündigten Maßnahmen 
von ,der Bundesregierung durchgeführt werden? 
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Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich rechne damit, daß das in Kürze 
möglich sein wird. Ich halte es für sicher, daß das 
noch in diesem Jahr geschehen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 64 des Herrn Abgeordneten Ey 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von einem östlichen 
Nachbarland für die Auftragserteilung über den Bau eines gro-
ßen Traktoren- und Automobilwerks an ein führendes deutsches 
Unternehmen die Nutzung des modernsten know how's, die Be-
reitstellung. zinsgünstiger Kredite und deren Rückzahlung durch 
Lieferung von Fertigprodukten aus dieser Fabrikation zur Auf-
lage gemacht wurde? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Der Bundesregierung ist bekannt, 
daß zur Zeit Verhandlungen deutscher Unternehmen 
mit Unternehmen einiger osteuropäischer Länder 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Auto-
mobil- bzw. Traktorenproduktion laufen. Über  ein 
kombiniertes Traktoren/Automobil-Projekt wird hin-
gegen nicht verhandelt. Der Bundesregierung sind 
auch die bei den Projekten zur Diskussion stehen-
den Vertragsbedingungen im wesentlichen 'bekannt. 
Was hinsichtlich dieser Bedingungen, d. h. in den 
Fragen der Technologie, der Finanzierungsmodali-
täten, der Gegenlieferungen, im Endeffekt ausgehan-
delt wird, ist Sache der vertragschließenden Par-
teien. 

Es ist verständlich, daß die Länder Osteuropas 
bemüht sind, für die mit Hilfe deutscher Unterneh-
men zu errichtenden Betriebe die modernsten Tech-
nologien zu nutzen, wie sie ihnen im übrigen auch 
von anderen westlichen Konkurrenten angeboten 
werden. Die deutschen Unternehmen sind bereit, 
dieses Know how zur Verfügung zu stellen. Nach 
Vorstellungen beider Seiten soll es auf dieser Basis 
dann zu einer langfristigen Zusammenarbeit der be-
teiligten Unternehmen kommen, die auch die Be-
lieferung des Partners mit Teilen für dessen Pro-
duktion einschließen würde. 

Es trifft zu, daß die osteuropäischen Verhand-
lungspartner auch hier — wie bei allen anderen 
Großprojekten - versuchen, unter Hinweis auf die 
zinsverbilligten Kredite anderer westlicher Länder 
von den deutschen Unternehmen besonders günstige 
Finanzierungskonditionen zu erhalten. Es bleibt den 
deutschen Unternehmen überlassen, ob sie im Rah-
men ihrer Möglichkeiten einem solchen Wunsche 
entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Auffassung, daß von der-
artigen Fertigungsstätten in Staatshandelsländern 
Gefahren für deutsche Arbeitsplätze gleicher Pro-
duktfertigungen ausgehen können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung teilt diese Auf-
fassung nicht. Generell läßt sich sagen, daß eine 
solche Verlagerung von Produktionsstätten und 

Ausweitung von Kapazitäten, ob sie nun in Rich-
tung Staatshandelsländer oder in Richtung Westen 
gehen, in der Regel dazu beigetragen haben, die 
Marktposition und die finanzielle Position des Un-
ternehmens im Inland zu stärken. Das ist wohl der 
Regelfall. Ich will nicht ausschließen, daß unter-
nehmenspolitische Entscheidungen im Einzelfall 
auch eine andere Beurteilung rechtfertigen können. 
Aber im Regelfall wird man das als eine Stärkung 
der Position der Unternehmen sehen müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 65 des Herrn Abgeordneten 
Immer auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die jetzt vorgenommenen 
Benzinpreiserhöhungen im Blick auf die normalen Gesetzmäßig-
keiten eines funktionierenden Markts? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, wenn Sie damit ein-
verstanden sind, würde ich die beiden Fragen gern 
zusammen 'beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe auch die 'Frage 66 des Herrn Abgeordneten 
Immer auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um ungerechtfertigte 
Benzinpreiserhöhungen zu verhindern und vor allem den Markt-
mechanismus wieder voll wirksam werden zu lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Öffentlichkeit hat für die  jüng-
sten Preiserhöhungen bei Benzin mit Recht kein 
Verständnis gehabt. Inzwischen hat das Bundes-
kartellamt den Gesellschaften BP, Texaco, Shell und 
Esso, die Benzinpreiserhöhungen vorgenommen 
oder angekündigt hatten, angedroht, durch einst-
weilige Anordnung diese Preisanhebungen 'zu ver-
bieten. Shell und 'Esso haben daraufhin von sich 
aus ihre Ankündigung zurückgenommen und er-
klärt, sie würden die Preiserhöhung aussetzen. Die 
Gesellschaften BP und Texaco sind 'der Abmahnung 
durch das Kartellamt nicht gefolgt und wollen bei 
ihrer Preiserhöhung bleiben. Inzwischen hat das 
Kartellamt diesen beiden Unternehmen durch einst-
weilige Anordnung die Verpflichtung auferlegt, ihre 
jüngsten Preisanhebungen zurückzunehmen. Die 
Entscheidung in der Hauptsache, nämlich eine ent-
sprechende Mißbrauchsverfügung, soll sehr 'bald 
folgen. 

Die Bundesregierung hat selbstverständlich, Herr 
Kollege, die konsequente Anwendung 'der dem 
Kartellamt gegebenen gesetzlichen Möglichkeiten 
begrüßt. Sie begrüßt auch 'die 'Entscheidung ,der Ge-
sellschaften Esso und Shell, die beabsichtigten Ben-
zinpreiserhöhungen auszusetzen. Damit 'haben ,diese 
Gesellschaften, wie ich glaube, wesentlich zu einer 
Versachlichung der Diskussion beigetragen. Die 
Bundesregierung wird selbstverständlich auch in 
Zukunft das Kartellamt in seinem gesetzlichen Auf-
trag, mißbräuchliche Preiserhöhungen marktbeherr-
schender Unternehmen abzuwehren, 'unterstützen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 
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Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, ausgehend 
von der Tatsache, daß von den Mineralölfirmen die 
Preise für leichtes Heizöl in den letzten Wochen 
um etwa 15 bis 20 Pfennig gesenkt worden sind, für 
Dieselkraftstoff dagegen nur um 0,5 bis 1,5 Pfennig, 
frage ich Sie, ob nicht auch nach Ihrer Meinung 
mit diesem Verhalten der Beweis für eine unred-
liche Preisfestsetzung gegeben worden ist. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Auch diese Frage ist Gegenstand des 
Verfahrens vor dem Bundeskartellamt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beurtei-
len Sie die Äußerung eines Sprechers des Bundes-
kartellamtes, wonach eine wirkliche Beurteilung 
der Verfälschung des Mineralölmarktes nur durch 
internationale Überprüfungen möglich ist, und wie 
gedenkt die Bundesregierung die Durchführung sol-
cher Untersuchungen sicherzustellen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat in diesem 
Zusammenhang immer darauf hingewiesen, daß es 

 einer Vervollständigung des internationalen Wett-
bewerbsrechts bedarf. Wir haben in allen unseren 
Verhandlungen, nicht nur im Rahmen der Europä-
ischen Gemeinschaft, sondern auch bei der Energie-
konferenz in Washington, auf die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der  Überwachung und der Siche-
rung des Wettbewerbs auch im internationalen Maß-
stab hingewirkt. Wir werden das auch in Zukunft 
tun. Man kann sich allerdings von solchen Verhand-
lungen keine sofort wirkenden Erfolge versprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, unter der Vor-
aussetzung, daß Ihnen bekannt ist, daß auch die 
deutsche Aral am Gründonnerstag, ich glaube, als 
erste Mineralölfirma, die Benzinpreise erhöht hat, 
frage ich Sie: Inwieweit wäre die Bundesregierung 
über ihre eigenen Beteiligungen in der Lage gewe-
sen, auf diese Preisbildung Einfluß zu nehmen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat keine Ver-
anlassung, etwa das Verhalten der Firma Aral in 
einem anderen Zusammenhang zu sehen, als das 
durch das Bundeskartellamt geschehen ist. Die Bun-
desregierung macht ihre eigenen Entscheidungen, 
soweit sie als Miteigentümerin an diesem Unterneh-
men beteiligt ist, davon abhängig, wie die Verfah-
ren vor dem Bundeskartellamt ausgehen werden. 

Vizepräsident Dr.  Schmitt-Vockenhausen: 
Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Immer (SPD): Herr Staatssekretär, auf Grund 
dieser Antwort möchte ich Sie fragen, ob es dann 
nicht angezeigt ist, daß die Bundesregierung darauf 
hinwirkt, daß mindestens ein Konkurrenzunterneh-
men unter staatlicher Kontrolle preisbestimmend 
und marktbestimmend aufgebaut werden kann. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, das ist einer der Ge-
sichtspunkte gewesen, die dazu geführt haben, daß 
die Bundesregierung einer Konzentration der deut-
schen Mineralölwirtschaft in diesem Bereich in ihrem 
Energieprogramm das Wort geredet und auch ent-
sprechende Schritte eingeleitet hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ist die Zusatzfrage erledigt? — Herr Kollege Schin-
zel. 

Herr Kollege Stahl, ich habe die Hoffnung, daß ich 
Ihre Fragen noch aufrufen kann, wenn die Zahl der 
Zusatzfragen nicht zu groß ist. Ich will noch zwei Zu-
satzfragen zulassen. 

Schinzel (SPD), Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß die Bundesregierung die Absicht hat, 
das bestehende nationale Kartellrecht weiter zu ver-
bessern, und wenn ja, in welcher Richtung? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Es ist selbstverständlich, daß das 
bestehende Kartellrecht weiter verbessert werden 
kann und soll, wenn entsprechende Erfahrungen mit 
dem eben gerade novellierten Kartellgesetz dazu 
Anlaß geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Bitte, Herr Kollege Wolfram! 

Wolfram (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beur-
teilen Sie die Tatsache, daß zur Zeit leichtes Heizöl 
im Überfluß vorhanden ist, die Mineralölgesell-
schaften die Preise aber nicht senken, sondern so-
gar wieder erhöhen wollen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Zunächst hat sich in diesem Bereich 
eine kräftige Senkung des Preises für leichtes Heiz-
öl auf Grund der Marktlage ergeben. Es wird auch 
Gegenstand der kartellrechtlichen Untersuchungen 
sein, die das Bundeskartellamt auch in diesem Be-
reich eingeleitet hat, wie neue Preisbewegungen zu 
beurteilen sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Stahl, da ich keine Sicherheit habe, 
daß Sie mit Ihren Fragen noch an die Reihe kom-
men, haben Sie jetzt eine Zusatzfrage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wann, glauben Sie, isst damit zu rechnen, daß dieser 
deutsche Mineralölkonzern aus VEBA und Gelsen-
berg in diesem Bereich am Markt auf die Preise 
einwirken kann? 
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Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Dazu läßt sich eine Voraussage 
nicht machen. Das ist letztlich auch eine Frage der 
Marktstärke eines solchen Unternehmens. Es be-
dürfte sehr eingehender Ausführungen, um hier die 
tatsächlichen Gegebenheiten transparent zu machen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Fragen 67 und 68 des Herrn Abgeord-
neten Lambinus auf: 

Treffen Berichte der Londoner „Sunday Times" vom 14. April 
1974 zu, denenzufolge zwei Konzerne der deutschen Stahlindu-
strie sowie eine deutsche Großbank sich im Herbst 1972 an inter-
national organisierten Geheimabschlüssen zwecks Expansion der 
südrhodesischen Stahlproduktion sowie zwecks Imports süd-
rhodesischen Stahls durch zwei deutsche Stahlkonzerne beteiligt 
haben? 

Welche Möglichkeiten zur Überprüfung solcher Hinweise auf 
gravierende Verstöße deutscher Wirtschaftsunternehmen gegen 
das von den Vereinten Nationen beschlossene und von der Bun-
desregierung zuletzt im Bundesanzeiger Nr. 187/1973 als Be-
standteil des Außenwirtschaftsgesetzes bzw. der Außenwirt-
schaftsverordnung übernommene totale Handelsembargo gegen 
Südrhodesien hat die Bundesregierung, und wie bzw. wann 
gedenkt sie diese Möglichkeiten zu nutzen? 

Ich würde mich freuen, Herr Staatssekretär, wenn 
es Ihnen möglich wäre, die beiden Fragen zusam-
men zu beantworten, damit wir Ihren Geschäftsbe-
reich in der Fragestunde vielleicht noch abschließend 
behandeln können; der Fragesteller ist einverstan-
den. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Zu Ihrer ersten Frage: Die Berichte 
der Londoner „Sunday Times" vom 14. April 1974 
konnten nach den bisherigen Informationen der 
Bundesregierung nicht bestätigt werden. Die in dem 
Artikel genannten Stahlwerke, nämlich die Klöckner 
Werke AG und ,die Neunkircher Eisenwerke AG, 
haben auf Rückfrage meines Hauses versichert, daß 
sie keine Verhandlungen über eine Beteiligung beim 
Ausbau der südrhodesischen Stahlproduktion ge-
führt haben. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Die Bundesregierung hat 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz die Möglichkeit, 
die Einhaltung des Südrhodesien-Embargos durch 
Außenwirtschaftsprüfungen zu überwachen. Sie 
kann zu diesem Zweck von den in Frage kommen-
den Unternehmen und Personen Auskünfte und die 
Vorlage geschäftlicher Unterlagen verlangen sowie 
Prüfungen bei den Auskunftspflichtigen selbst vor-
nehmen. Die hier  in  Frage kommenden Außenwirt-
schaftsprüfungen werden von den Oberfinanzdirek-
tionen wahrgenommen. Die Bundesregierung ver-
anlaßt solche Prüfungen in allen Fällen, in denen 
ihr Verdachtshinweise für eine Zuwiderhandlung 
gegen die außenwirtschaftsrechtlichen Vorschriften 
zur Durchführung des Südrhodesien-Embargos zu-
gehen. Auch im vorliegenden Falle ist die Bundes-
regierung so verfahren. 

Lambinus (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, zu versuchen, von dieser 
britischen Zeitung Hintergrundmaterial über diesen 
Artikel zu erhalten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, davon verspreche ich 
mir nichts. Wir haben alle Ermittlungen angestellt,  

die uns möglich waren. Das Ergebnis habe ich Ihnen 
vorgetragen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine weiteren Zusatzfragen? — Herr Kollege Stahl, 
Sie haben Glück. Ich kann noch Ihre Frage 69 auf-
rufen: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die zur Zeit 
bestehenden Richtlinien des Bundeswirtschaftsministers für 
Auftragsvergaben der öffentlichen Hand dahin gehend abzu-
ändern, daß bei Laufzeiten von Bauaufträgen von mehr als sechs 
Monaten die Preisgleitklausel zwingend angewendet werden 
muß, um in den Vorbedingungen der Ausschreibungen die Fest-
preisverpflichtungen, wie sie zur Zeit praktiziert werden, aus-
zuschalten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Gestatten Sie, daß ich die Fragen im 
Zusammenhang beantworte? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Der Herr Fragesteller ist damit einverstanden; dann 
rufe ich auch die Frage 70 des Herrn Abgeordneten 
Stahl auf: 

Hält die Bundesregierung die zum Teil auch von öffentlichen 
Trägern ausgeschriebenen Aufträge mit einer Laufzeit von ca. 
20 Monaten mit Festpreisgarantie im Materialbereich angesichts 
der Preisentwicklung im Rohstoffbereich für sinnvoll und prak-
tikabel? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hält es nicht 
für zweckmäßig, die öffentlichen Vergabestellen 
durch eine Änderung ,der vom Bundesminister für 
Wirtschaft herausgegebenen „Grundsätze zur An-
wendung von Preisvorbehalten bei öffentlichen 
Aufträgen" vom 2. Mai 1972 zur Vereinbarung von 
Materialpreisgleitklauseln anzuhalten. 

Preisgleitklauseln haben erhebliche wirtschaftspo-
litische Nachteile. Sie schwächen wegen der durch 
sie begründeten Möglichkeit der problemlosen 
Kostenüberwälzung auf die nachgelagerten Stufen 
den Widerstand der Unternehmen gegen Kosten-
erhöhungen. Eine generelle Anwendung von Preis-
gleitklauseln im öffentlichen Auftragsbereich würde 
bei dem Volumen der Staatsaufträge in Kürze weite 
Teile der Wirtschaft erfassen und wegen der gegen-
seitigen Abhängigkeit aller volkswirtschaftlichen 
Größen die bestehenden Preisauftriebstendenzen 
vervielfachen und beschleunigen. 

Die „Grundsätze zur Anwendung von Preisvorbe-
halten bei öffentlichen Aufträgen" lassen daher die 
Vereinbarung von Preisgleitklauseln nur unter be-
sonderen Voraussetzungen zu; im Prinzip ist der 
Vereinbarung von festen Preisen der Vorzug zu 
geben. Die Regelung, die auf entsprechenden Rund-
schreiben des Bundesministers für Wirtschaft aus 
den Jahren 1955 und 1957 aufbaut, ist mit den be-
teiligten Verbänden, auch denen der Bauwirtschaft, 
abgestimmt und hat sich bisher bewährt. 

Daß auch bei langfristigen Verträgen mit Fertig-
stellungsfristen von zwanzig Monaten Festpreisver-
einbarungen getroffen werden, spricht nicht gegen 
die Praktikabilität ,der Regelung, sondern mag seine 
Erklärung darin finden, daß nach den genannten 
Grundsätzen Stoffpreisgleitklauseln nur bei Materia- 
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Parl. Staatssekretär Grüner 
lien zuzugestehen sind, die Preisveränderungen in 
besonderem Maße ausgesetzt sind und bei der Her-
stellung des Auftragsgegenstandes einen hohen An-
teil haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, ich 
stimme Ihnen natürlich im Grunde zu. Aber es tritt 
dabei doch meistens auf, daß gerade kleine Unter-
nehmen hierdurch sehr stark betroffen werden, weil 
sie einfach keine Finanzdecke haben und derartige 
Kalkulationen für die Zukunft nur sehr vage durch-
führen können. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Im Einzelfall läßt sich 'das nicht aus-
schließen. Aber wir haben auch in der Vergangen-
heit etwa im Zusammenhang mit den enormen Roh-
stoffpreissteigerungen eine Beweglichkeit gezeigt, 
die gerade den mittelständischen Unternehmen und 
deren Bedürfnissen Rechnung getragen hat. Uns sind 
keine Schwierigkeiten in diesem Bereich bekannt, 
die zu Klagen Anlaß gegeben hätten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, be-
deuten Ihre Ausführungen, daß Sie im Einzelfall 
prüfen werden, ob die Vereinbarung einer Preis-
gleitklausel befürwortet werden kann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Das würde es in dieser Allgemeinheit 
nicht heißen können. An den Grundsätzen wollen 
wir festhalten, aber selbstverständlich immer unter 
der Voraussetzung, daß keine grundsätzlichen Än-
derungen der Verhältnisse eintreten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Wir kommen zur Frage 71 des Herrn Abgeordneten 
Schedl. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet; die Anwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft beantwortet. 
Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Logemann zur Verfügung. 

Die Frage 72 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Stücklen eingebracht. — Der Herr Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwor-
tet; die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen dann zu den Fragen 73 und 74 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schwörer. — Der Herr 
Abgeordnete Dr. Schwörer ist nicht im Saal. Die  

beiden Fragen werden schriftlich beantwortet; die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe dann die Frage 75 des Herrn Abgeord-
neten Horstmeier auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, daß der Bundeszuschuß an die 
Krankenversicherung für Landwirte im Jahr 1973 nicht aus-
reichte, um die Leistungen für die Altenteiler voll zu über-
nehmen, und wenn ja, wie gedenkt die Bundesregierung gege-
benenfalls den entstandenen Fehlbetrag des Jahres 1973 auszu-
gleichen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Horstmeier, der Aufwand der Kranken-
versicherung der Landwirte für die Altenteiler im 
Jahre 1973 ist voll durch den Bund gedeckt worden. 
Es ist daher kein Fehlbetrag entstanden. Eventuelle 
anderslautende Pressemeldungen dürften darauf zu-
rückzuführen sein, daß der Aufwand für die Kran-
kenversicherung der Altenteiler den Haushaltsan-
satz 1973 um 40 Millionen DM überschritten hatte 
und der Mehrbedarf durch eine überplanmäßige 
Ausgabe gedeckt werden mußte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Bitte, Herr Kollege, eine Zusatzfrage! 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
dann trifft die Meldung in „Agrareurop" nicht zu, 
daß die Ausgaben 455 Millionen DM betrugen, der 
Zuschuß aber nur 430 Millionen DM betrug? 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Nach unseren Feststellungen trifft dies nicht zu. Die 
Situation ist vielmehr so, wie ich es eben dargestellt 
habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Ist die Bundesregierung 
dann, wenn sich doch ein Defizit ergeben sollte, be-
reit, es auszugleichen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Die Bundesregierung ist dazu bereit. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, damit stehen wir am 
Ende der Fragestunde. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Errichtung eines Umweltbundesamtes 
— Drucksache 7/2012 - 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

— Das Wort wird weder zur Begründung noch in 
der Aussprache in erster Beratung gewünscht. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Auf Vorschlag des Ältestenrates soll der Gesetz-

entwurf dem Innenausschuß — federführend —, 
dem Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen und 
dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
— mitberatend — und dem Haushaltsausschuß ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen werden. 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende 
der heutigen Plenarsitzung. Ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf Donnerstag, 
den 25. April 1974, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.38 Uhr.) 

Berichtigung 

91. Sitzung, Seite 6151 B, ist in der 9. und in der 
10. Zeile des letzten Absatzes statt „zu kosten-
deckenden Preisen kommen kann" zu lesen: „ihre 
gestiegenen Kosten decken kann, vorausgesetzt, 
daß die Agrarmärkte entsprechend reagieren,". 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 26.4. 
Adams * 26.4. 
Dr. Aigner * 26. 4. 
Dr. Althammer 25. 5. 
Dr. Artzinger * 26. 4. 
Dr. Bangemann * 26.4. 
Baum 18. 5. 
Dr. Bayerl 26. 4. 
Behrendt * 24. 4. 
Blumenfeld * 26. 4. 
Büchner (Speyer) ** 24. 4. 
Dr. Burgbacher * 26. 4. 
Dr. Corterier * 26. 4. 
Dr. Evers 26. 4. 
Fellermaier * 26. 4. 
Flämig * 26. 4. 
Frehsee * 26. 4. 
Dr. Freiwald 18.5. 
Dr. Früh * 26. 4. 
Gerlach (Emsland) * 24. 4. 
Dr. Geßner 26. 4. 
Dr. Gölter ** 24. 4. 
Grobecker 26. 4. 
Härzschel * 26. 4. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 26.4. 
Jaschke 27.4. 
Junghans 26. 4. 
Kahn-Ackermann ** 26. 4. 
Dr. Klepsch * 26. 4. 
Krall * 26. 4. 
Lange * 26. 4. 
Lautenschlager * 26. 4. 
Lemmrich ** 25. 4. 
Dr. Lohmar 18.5. 
Lücker * 26. 4. 
Memmel * 26. 4. 
Müller (Mülheim) *  24. 4. 
Dr. Müller (München) ** 24. 4. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 26. 4. 
Frau Dr. Orth * 26. 4. 
Rosenthal 24. 4. 
Roser 5. 5. 
Dr. Schachtschabel * 26. 4. 
Schmidt (München) * 26. 4. 
Dr. Schulz (Berlin) * 26. 4. 
Schwabe * 26. 4. 
Dr. Schwencke ** 24. 4. 
Dr. Schwörer * 26. 4. 
Seefeld * 26. 4. 
Sick  25.4. 
Springorum * 26. 4. 
Dr. Starke (Franken) * 26. 4. 
Walkhoff * 26. 4. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
** Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 

Frau Dr. Walz * 26. 4. 
Dr. Wittmann 27. 4. 
Frau Dr. Wolf ** 24.4. 
Wuttke 26. 4. 
Dr. Zimmermann 24. 4. 

Anlage 2 

Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 24. April 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Lemm-
rich (CDU/CSU) (Drucksache 7/2008 Frage A 14) : 

Trifft es zu, daß auf Veranlassung der Bundesregierung neue 
Nationalitätenschilder für Kraftfahrzeuge mit der Bezeichnung 
„BRD" bereits gedruckt werden, und wie beurteilt die Bundesre-
gierung die Umwandlung der Autonationalitätenschilder in der 
DDR? 

Die Bundesregierung hat weder ein neues Natio-
nalitätskennzeichen mit der Bezeichnung „BRD" ein-
geführt, noch hat sie die Absicht, ein solches Natio-
nalitätskennzeichen künftig vorzuschreiben oder zu-
zulassen. Die Bundesregierung hat auch nicht den 
Druck von Nationalitätenschildern mit der Auf-
schrift „BRD" veranlaßt. Solche Schilder sind im 
übrigen nach § 60 Abs. 7 Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung unzulässig. 

Für die in der DDR zugelassenen Fahrzeuge ist 
ab 1. Januar 1974 das Nationalitätszeichen „DDR" 
vorgeschrieben. Die DDR kann rechtlich nicht ge-
hindert werden, für ihre Fahrzeuge ein eigenes 
Nationalitätszeichen vorzusehen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 24. April 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Urba-
niak (SPD) (Drucksache 7/2008 Frage A 15) : 

Treffen Meldungen der Westfälischen Rundschau vom 27. März 
1974 zu, nach denen für das Land Nordrhein-Westfalen auf 
Weisung des Bundesverkehrsministers neben den S-Bahn-Trieb-
zügen vom Typ ET 420 auch sogenannte Wendezüge vorgesehen 
sind, für die bis zu 30 % längere Reisezeiten in Kauf genommen 
werden müssen? 

Es ist zutreffend, daß ein Wendezug entwickelt 
wird, der dem elektrischen Triebzug der Baureihe 
ET 420 gleichwertig sein soll. Der  Anlaß für diese 
Neuentwicklung liegt in der Notwendigkeit, einen in 
der Beschaffung und im Betrieb optimal wirtschaft-
lichen Triebzug zur Verfügung zu stellen. Unzutref-
fend ist die Behauptung, daß diese künftigen 
Wendezüge eine Reisezeit benötigen, die im Ver-
gleich zum bisherigen Typ ET 420 um 30 % länger 
ist. Wenn in Presseveröffentlichungen pauschal von 
einer 30 % längeren Reisezeit bei dem geplanten 
Wendezug die Rede ist, so kann ich dies nur be-
dauern. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 24. April 1974 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Slotta 
(SPD) (Drucksache 7/2008 Frage A 17): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Zuge der Herabsetzung 
des Volljährigkeitsalters die bestehenden Gesetze daraufhin zu 
überprüfen, ob jetzt noch gültige Altersgrenzen gesenkt werden 
können, zum Beispiel die in § 15 e der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung, wonach man Busfahrer erst ab dem 23. Lebens-
jahr werden kann? 

Die für den Bereich des bürgerlichen Rechts er-
folgte Herabsetzung des Volljährigkeitsalters gibt 
keinen Anlaß für die Überprüfung, ob die Mindest-
altersgrenzen im Fahrerlaubnisrecht herabzusetzen 
sind. Die Gründe für die Mindestaltersgrenzen im 
bürgerlich-rechtlichen Volljährigkeitsrecht einer-
seits und im öffentlich-rechtlichen Fahrerlaubnis-
recht andererseits sind unterschiedlich. Bei der 
des Mindestalters im Fahrerlaubnisrecht spielt 
die besondere Eignung zum Führen von Kraftfahr-
zeugen die entscheidende Rolle. Deshalb ist für den 
Führerschein Klasse 2 das Mindestalter bei 21 Jah-
ren, für den sogenannten Omnibusführerschein 
(auch im Hinblick auf die generell geforderte Min-
destfahrpraxis von 2 Jahren auf einem Fahrzeug der 
Klasse 2) das Mindestalter bei 23 Jahren festgesetzt. 
Daß im Volljährigkeitsrecht und im Fahrerlaubnis-
recht unterschiedliche Gesichtspunkte gelten, er-
gibt sich auch aus der Tatsache, daß schon in der 
Vergangenheit für den Führerschein Klasse 3 das 
Mindestalter 18 Jahre betrug, während das Voll-
jährigkeitsalter bei 21 Jahren lag. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 24. April 1974 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Flämig (SPD) 
(Drucksache 7/2008 Frage A 21) : 

Inwieweit besteht die Deutsche Bundesbahn bei Omnibus-
Vertragsunternehmen darauf, daß nur solche Busse eingesetzt 
werden, die sich für öffentlichen Personenverkehr eignen, damit 
es nicht vorkommt, daß z. B. Mütter mit Kinderwagen stehen-
gelassen werden, weil sich der Bus nicht zur Mitnahme von Kin-
derwagen eignet? 

Im Linienverkehr mit Kraftomnibussen nach § 42 
des Personenbeförderungsgesetzes besteht grund-
sätzlich auch für Fahrgäste mit Kind im Kinder-
wagen ein Anspruch auf Beförderung. Dies wird in 
den für den Linienverkehr geltenden Allgemeinen 
Beförderungs-Bedingungen ausdrücklich klargestellt. 
Entsprechend den technischen Möglichkeiten des 
Verkehrsmittels Omnibus sind Bahnbusse wie ange-
mietete private Fahrzeuge in der Regel für die Mit-
nahme von 1-2 Kinderwagen geeignet. Über den 
Einsatz anders gearteter Privatfahrzeuge im Bahn-
buslinienverkehr ist mir nichts bekannt. Sofern Ihre 
Frage auf einen konkreten Fall abhebt, bitte ich mir 
Einzelheiten mitzuteilen; die Angelegenheit wird 
sodann umgehend geprüft werden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 24. April 1974 auf 
die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Wolfram 
(SPD) (Drucksache 7/2008 Fragen A 22 und 23) : 

Wie hoch ist die Zahl der Verkehrsunfälle Ostern 1974 insge-
samt gewesen, und wie haben sich die Unfallzahlen im Vergleich 
zu Ostern 1973 entwickelt? 

Sieht die Bundesregierung in der zunehmenden Unfallhäufig-
keit einen Zusammenhang mit der von der Bundesratsmehrheit 
abgelehnten Verlängerung des Tempolimits, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um die während der Zeit der Ge-
schwindigkeitsbegrenzung eingetretene Unfallrückläufigkeit wie-
der zu erreichen? 

Über die Zahl der Verkehrsunfälle während der 
Ostertage dieses Jahres liegen bis jetzt noch keine 
amtlichen Zahlen vor. Angaben über die an den 
einzelnen Tagen des  Jahres .geschehenen Unfälle 
und deren Folgen, also über die hierbei Getöteten 
und Verletzten, werden erst etwa 10 Monate nach 
Ende des Berichtsjahres zur Verfügung stehen. Das 
ist hier der Herbst 1975. 

Aus diesen Gründen sind zum gegenwärtigen Zeit-
punkt konkrete Vergleiche nicht möglich. 

Zwischen dem Bundesratsbeschluß über die Ge-
schwindigkeitsregelung auf Bundesautobahnen und 
dem Unfallgeschehen an Ostern 1974 besteht kein 
Zusammenhang. 

Sie wird jedoch alles in ihrer Kraft Stehende tun, 
um die seit Herbst 1972 rückläufige Unfallentwick-
lung nicht nur aufrechtzuerhalten, sondern in ihrer 
abnehmenden Tendenz noch zu verstärken. 

Hierzu hat  sie das Ihnen bekannte Verkehrs-
sicherheitsprograrnm erarbeitet, dessen einzelne 
Maßnahmen derzeit durchgeführt werden. 

Die Bundesregierung erachtet die Geschwindig-
keitsbegrenzung auf Bundesautobahnen gegenüber 
der allgemeinen Richtgeschwindigkeit nach wie vor 
als das weitaus wirksamere Mittel, das Unfall-
geschehen auf der Autobahn grundlegend zu ver-
bessern. Sie ist im Interesse  der Sicherheit der 
Autobahnbenutzer dennoch bereit, in enger Zusam-
menarbeit mit dem Deutschen Verkehrssicherheits-
rat und unter Einsatz erheblicher Bundesmittel aus 
der rechtlich unverbindlichen Richtgeschwindigkeit 
durch nachhaltige Aufklärungsarbeit und intensives 
Bemühen um die Mitwirkung des einzelnen Kraft-
fahrers ein wirksames Mittel zur Unfallverhütung 
und -folgenmilderung zu machen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 24. April 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Lemm-
rich (CDU/CSU) (Drucksache 7/2008, Frage A 24) : 

Haben wegen der Stellungnahme des Bundesrats und seinen 
grundlegenden Änderungsanträgen zum Entwurf eines Gesetzes 
über den Bau und den Betrieb von Versuchsanlagen zur Erpro-
bung von Techniken für den spurgeführten Verkehr und der 
Gegenäußerung der Bundesregierung Gespräche zwischen dem 
Bundesverkehrsminister Dr. Lauritzen und dem Bundesfinanz-
minister Schmidt stattgefunden und wann? 
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Gespräche zwischen den Ministern Dr. Lauritzen 
und Schmidt haben in dieser Sache nicht stattge-
funden. An der Ausarbeitung der Stellungnahme 
der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates haben — wie üblich — alle be-
teiligten Bundesressorts, so auch .das Bundesfinanz-
ministerium mitgewirkt. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser vom 24. April 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Pohlmann (CDU/CSU) (Drucksache 7/2008 Frage 
A 48) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bauherren, die vor dem 
9. Mai 1973 einen Vertrag mit einem Bauunternehmen oder 
Architekten geschlossen hatten, und die am 9. Mai 1973 vor 
die Alternative gestellt wurden, entweder auf die 7 b-Abschrei-
bung zu verzichten, oder vom bereits unterzeichneten Kaufver-
trag eines schlüsselfertigen Hauses (Typenhaus) zurückzutreten 
— wofür meistens eine Vertragsstrafe in Höhe der ersten Bau-
rate fällig wurde —, oder aber ein Jahr oder damals ungewiß 
länger zu warten und damit eine mindestens 10 %ige Verteuerung 
des Baues auf sich zu nehmen, und die dann angesichts der Un-
gewißheit des weiteren Schicksals des § 7 b EStG den ersteren 
Weg beschritten, doch noch in den Genuß der 7 b-Abschreibung 
kommen zu lassen, insbesondere im Hinblick auf die bestehende 
Ausnahmeregelung für Fertighäuser? 

Die Bundesregierung sieht in der in § 1 Abs. 3 
der Dritten Konjunkturverordnung vorgesehenen 
Regelung, daß für den Ausschluß der erhöhten Ab-
setzungen nach § 7 b EStG beim herkömmlichen 
Bau die Antragstellung auf Baugenehmigung, beim 
Fertighausbau der Abschluß des Kaufvertrages maß-
gebend ist, keine unvertretbare Benachteiligung ides 

 herkömmlichen Baues. 

Daß die zukünftige Ausgestaltung des § 7 b EStG 
bei seiner Aussetzung zunächst nicht mit Sicherheit 
überblickt werden konnte, und daß bei einer Ver-
schiebung des Bauvorhabens Preissteigerungen in 
Kauf genommen werden müssen, sind keine Be-
sonderheiten, .die eine Ausnahmeregelung für die 
Erstellung schlüsselfertiger Häuser rechtfertigen 
könnten, da diese Nachteile alle Bauherren treffen, 
die im Hinblick auf die Aussetzung 'des § 7 b ihre 
Bauvorhaben zurückstellten. Bundesregierung, Bun-
destag und Bundesrat haben deshalb davon abge-
sehen, die Regelung für Fertighäuser auf schlüssel-
fertige Häuser und Eigentumswohnungen auszu-
dehnen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser vom 24. April 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordne-
ten Rollmann (CDU/CSU) (Drucksache 7/2008 
Frage A 49) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Pausch-
betrag von 4 800 DM für Blinde und Körperbehinderte nach 
§ 33 a EStG und § 65 EStDV noch ausreichend und zeitgemäß ist? 

Die Bundesregierung hält bei den steuerfreien 
Pauschbeträgen für Körperbehinderte eine Verbes-
serung für erforderlich. Ihr Entwurf eines Dritten 
Steuerreformgesetzes sieht deshalb eine Erhöhung 
der Pauschbeträge vor. Danach soll der Pausch-
betrag für Blinde und dauernd Pflegebedürftige von 
bisher 4 800 DM auf 7 200 DM, also um 50 % ange-
hoben werden. 

Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann vom 24. April 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Stücklen (CDU/CSU) (Drucksache 7/2008 Frage A 72) : 

In welcher Weise und in welchem Umfang gedenkt die Bundes-
regierung, die landwirtschaftlichen Trocknungsanlagen finanziell 
zu stützen, um die durch das starke Ansteigen des Heizölpreises 
eingetretenen und noch zu erwartenden Verluste auszugleichen, 
und nach welchen Kriterien wird sie die im einzelnen zu leisten-
den Stützungsbeträge festsetzen? 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, Zu-
schüsse zum Ausgleich eingetretener Heizölverteue-
rungen für landwirtschaftliche Trocknungsanlagen 
zu gewähren. Es würden sich daraus zahlreiche Be-
rufungsfälle nicht nur im Bereiche der Landwirtschaft 
ergeben. 

Für landwirtschaftliche Trocknungsanlagen konnte 
jedoch im Vorgriff auf eine in Vorbereitung befind-
liche „EG-Marktordnung für künstlich getrocknetes 
Futter" eine Übergangsmaßnahme geplant werden. 
Die Marktordnung soll noch in diesem Jahre in 
Kraft treten. 

Der vom Bundeskabinett beschlossenen Maß-
nahme hat der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages am 27. März 1974 zugestimmt. Die 
Maßnahme ist nach EG-Recht notifizierungsbedürf-
tig. Dies wurde eingeleitet, die Entscheidung der 
Kommission steht noch aus. 

Die Kriterien ergeben sich aus der zu erwarten-
den EG-Regelung. Hiernach soll eine Beihilfe von 
6 RE je t Trockengut gewährt werden, das sind 
22,— DM je t. In der Produktenliste zu der EG-
Regelung sind entgegen deutschen Vorschlägen 
Trockenkartoffeln bisher nicht aufgenommen wor-
den, sie sollen jedoch in der nationalen Übergangs-
maßnahme berücksichtigt werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 24. April 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Schwörer (CDU/CSU) (Drucksache 7/2008 Fra-
gen A 73 und 74) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die landwirtschaftlichen 
Krankenkassen ihre Beiträge im Durchschnitt um über 20 % (im 
besonderen Fall um 75 %) erhöhen? 
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Wie hoch ist der zusätzliche Betrag aus der Erhöhung, der für 
die Krankenversicherung der Altenteiler vom Bund erbracht 
werden muß, und trifft es zu, daß diese Mittel aus den allge-
meinen Mitteln des Grünen Plans entnommen werden und damit 
die Maßnahmen der Struktur- und Einkommensverbesserung 
der Landwirte belasten? 

Zu Frage 73: 

Der Bundesregierung ist die Entwicklung der Bei-
tragshöhe der landwirtschaftlichen Krankenkassen 
bekannt. Die landwirtschaftlichen Krankenkassen 
haben ihre Beiträge erstmals bei Inkrafttreten des 
Gesetzes über eine Krankenversicherung für Land-
wirte zum 1. Oktober 1972 festgesetzt. Der Durch-
schnitt aller inzwischen vorgenommenen Beitrags-
erhöhungen liegt nach Angaben des Bundesverban-
des der landwirtschaftlichen Krankenkassen bei 
rund 19 v. H. Die dieser Beitragserhöhung zugrunde 
liegende Ausgabensteigerung liegt im Rahmen der 
Aufwandssteigerungen der allgemeinen Kranken-
versicherung, dort stiegen z. B. die Leistungsauf-
wendungen 1972/73 (jeweils 1. Halbjahr) um 
18,5 v. H. 

Es trifft nicht zu, daß eine Kasse ihre Beiträge 
um 75 v. H. erhöht hat. Die höchste Beitragserhö-

hung wurde bei einer Kasse mit durchschnittlich 
51,6 v. H. vorgenommen. Diese Kasse hatte aller-
dings in der Zeit vom 1. Oktober 1972 bis 31. De-
zember 1973 mit die niedrigsten Beiträge aller land-
wirtschaftlichen Krankenkassen. 

Zu Frage 74: 

Die allgemeinen Kostensteigerungen der Kran-
kenversicherung machen sich zweifellos auch in 
der Krankenversicherung der Altenteiler bemerk-
bar. Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte verpflichtet die Bundesregierung, die Ge-
samtaufwendungen der Altenteilerkrankenversiche-
rung zu decken. Sie hat im Entwurf des Bundes-
haushaltsplans für das Jahr 1974 — ohne Kürzungen 
in anderen Bereichen — den Ansatz für die Kran-
kenversicherung der Altenteiler um 10 v. H. auf 
435 Millionen DM erhöht. Dieser Ansatz dürfte zur 
Deckung des Aufwandes der Krankenversicherung 
der Altenteiler ausreichen, weil damit gerechnet 
werden kann, daß der seit Jahren aufgestaute Be-
darf an medizinischen Leistungen inzwischen abge-
baut wurde. 


	94. Sitzung
	Bonn, Mittwoch, den 24. April 1974
	Inhalt

	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11




